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Liebe Kunden und Geschäftsfreunde!

Europa wandelt sich von einer Produktionsge-

sellschaft in eine Dienstleistungsgesellschaft. 

Gerade in Dienstleistungsunternehmen ist es 

das intellektuelle Kapital, das über die Zukunft 

des Unternehmens entscheidet: das Wissen der Mitarbeiter, die organisa-

torischen Strukturen und die Kundenbeziehungen.

In einem Zeitalter des dauernden Fortschritts wird dem Faktor intellek-

tuelles Kapital in der Unternehmensberichterstattung bisher noch immer 

zu wenig Aufmerksamkeit geschenkt. Mit der Erstellung eines IC-Reports 

stellt ein Unternehmen seinen Stakeholdern umfassende Informationen 

hinsichtlich des vorhandenen intellektuellen Kapitals zur Verfügung, die 

alleine aus dem Jahresabschluss nicht ersichtlich sind. Vorteile aufgrund 

des Vorhandenseins eines IC-Reports sind unter anderem ein besseres 

Rating im Sinne von Basel II, Wettbewerbsvorteile gegenüber der Konkur-

renz sowie das Vorhandensein eines Instruments zur Unternehmenssteue-

rung. 

PwC Österreich hat als erstes Unternehmen seiner Branche einen 

IC-Report erstellt und gibt damit der breiten Öffentlichkeit einen Einblick 

in sein vorhandenes intellektuelles Kapital. Alles von der Vorgehensweise 

der Erstellung eines IC-Reports bis zur Klassifikation und Bezeichnung 

der immateriellen Werte wird durch das Leitthema dieser Ausgabe von 

tipps&trends behandelt. Daneben wird in weiteren Artikeln unter ande-

rem die Bewertung von Marken sowie die Preisallokation im Rahmen von 

Unternehmenszusammenschlüssen nach IFRS 3 behandelt. 
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Die Steigerung des Unterneh-
menswerts ist grundsätzlich Unter-
nehmensziel Nummer eins. Da 
sich die Produktionsgesellschaft 
immer mehr in Richtung Dienstleis-
tungsgesellschaft wandelt, ist zur 
Erreichung dieses Zieles eine syste-
matische Steuerung des Produkti-
onsfaktors „Wissen“ nötig. Speziell 
in wissensintensiven Unternehmen 
laufen komplexe Wissensflüsse ab, 
die den gezielten Aufbau und den 
richtigen Einsatz des intellektuellen 
Kapitals erfordern. Nur so ist effi-
zienter Wissenstransfer sicher zu 
stellen. 

Die strukturierte Erfassung, die 
gezielte Weiterentwicklung und 
Spezialisierung des intellektuellen 
Kapitals und der effiziente Wissen-
stransfer sind für betroffene Unter-
nehmen eine unverzichtbare Not-
wendigkeit zur Stärkung der Wett-
bewerbsposition. Zur Darstellung, 
Erfassung und internen Unterneh-
menssteuerung des intellektuellen 
Kapitals sollte ein „Intellectual Capi-
tal Report“ (IC-Report) zum Einsatz 
kommen. In einem solchen Report 
werden die strategisch wichtigen 
Aufwendungen dargestellt, die 
Wissensziele, die Strategien und 
die Wissensbestände innerhalb der 

Organisation transparent gemacht. 
Durch die strukturierte Darstellung 
des intellektuellen Kapitals in den 
für die Wissenszukunft wesent-
lichen Aspekten werden Stärken 
und Verbesserungspotenzial in 
mehreren strategischen Dimensi-
onen abgeleitet. Zu diesen Dimen-
sionen zählen das Human-, das 
Struktur- und das Beziehungska-
pital. Die Darstellung erlaubt die 
Vorbereitung der zielgerichteten 
Steuerung. Die Umsetzung intern 
durchgeführter Wertsteigerungs-
maßnahmen erfordert gleichzeitig, 
dass der Kapitalmarkt, Investoren 
und andere Stakeholder hiervon 
Kenntnis erlangen. Deshalb sind die 
erwarteten Potenziale glaubhaft zu 
kommunizieren. 

Wissenskapital steuern und  
entwickeln
Um die Unternehmensziele zu 
erreichen, ist es unter anderem 
notwendig, das intellektuelle Kapital 
dementsprechend zu entwickeln 
und zu steuern. Bevor jedoch 
interne Steuerungsmaßnahmen 
abzuleiten sind, sind die Ziele, die 
die organisationale Wissensbasis 
betreffen, zu formulieren. Diese 
Wissensziele werden grundsätzlich 
aus den Unternehmenszielen und 

dem Unternehmensleitbild abge-
leitet. Die klare Zielformulierung als 
Startpunkt des Wissensmanage-
ments ist daher die zentrale Vor-
aussetzung jeglicher Zielerreichung. 
Um die Wissensziele messbar zu 
machen, sind Indikatoren abzu-
leiten. Diese werden danach den 
Dimensionen Humankapital, Struk-
turkapital und Beziehungskapital 
zugeordnet. 

Die Indikatoren beschreiben sys-
tematisch das vorhandene intel-
lektuelle Kapital in Bezug auf die 
angestrebten Wissensziele. Die 
Erstellung eines ersten IC-Reports 
stellt daher eine Art „Eröffnungsbi-
lanz“ dar. Der IC-Report entspricht 
allerdings nicht der Bilanz im klas-
sischen Sinn, sondern eher einem 
Statusreport, der individuell gestalt-
bar ist. Die in der Eröffnungsbilanz 
ermittelten Indikatoren werden 
aufgrund der zu erreichenden 
Wissensziele mit einer Tendenz 
versehen. Hat sich etwa ein Unter-
nehmen auf die Fahnen geheftet, 
Technologieführer seiner Branche 
zu werden, ist ein Wissensziel 
dahingehend abzuleiten, dass 
möglichst viele Mitarbeiter eine zer-
tifizierte Spezialausbildung absol-
vieren. In der Eröffnungsbilanz wäre 

Wissen ist Macht: Die Wissensbilanz
Die Produktionsgesellschaft wandelt sich zur Dienstleistungsgesell-
schaft. Dies hebt den Stellenwert der gezielten Steuerung und  
externen Kommunikation des vorhandenen intellektuellen Kapitals. 
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daher der Indikator „Mitarbeiter mit 
zertifizierter Spezialausbildung“ zu 
messen und mit steigender Ten-
denz zu definieren. In weiterer Folge 
ist es Aufgabe des Managements, 
durch gezielte Kontrolle und Steue-
rung die angestrebten Wissensziele 
zu erreichen. Im Rahmen der Pla-
nung hat das Management die Wis-
sensziele zu definieren sowie Mittel 
in der Form von Maßnahmen und 
Ressourcen für eine bestmögliche 
Zielerreichung auszuwählen. 

Wegen der hohen Planungsunsi-
cherheiten besteht das Risiko, dass 
es zu einer Abweichung von den 
geplanten Zielen kommen kann. Es 
ist demnach ein entsprechendes 
Wissenscontrolling 
einzurichten, mit 
dem die Erreichung 
der Wissensziele 
regelmäßig über-
prüft wird. Mit Hilfe eines effizi-
enten IC-Reportings zusätzlich zur 
Finanzberichterstattung sollten ins-
besondere wissensintensive Unter-
nehmen die Möglichkeit haben, die 
Unternehmensziele durch gezielte 
Steuerung des intellektuellen Kapi-
tals besser zu erreichen. Die Praxis 
hat gezeigt, dass eine detaillierte 
Planung der Ressource „Wissen“ 
die Erreichung der Unternehmens-
ziele ausreichend unterstützt.

Die Wissensbilanz als externes 
Kommunikationsmittel
Laut einer Studie von 
PricewaterhouseCoopers waren 
in den Jahren 1997 und 1998 nur 
19 Prozent der befragten Investoren 
und 27 Prozent der Analysten der 
Meinung, dass sich traditionelle 
Geschäftsberichte und Jahresab-
schlüsse sehr gut zur Vermittlung 
des tatsächlichen Wertes eines 
Unternehmens eignen. Durch das 
Rechnungslegungsänderungs-
gesetz 2004 wurden in der Lage-
berichterstattung Erweiterungen 
der Angabe von nicht-finanziellen 

Leistungsindikatoren eingeführt. 
Trotzdem wird angezweifelt, ob 
dadurch die Informationsdefizite 
beseitigt wurden, denn die Grund-
lage der Informationsbereitstellung, 
die Rechnungslegung nach UGB, 
stellt nur unzureichend entschei-
dungsrelevante Informationen zur 
Verfügung. Dies betrifft vor allem 
die beiden Bestandteile des Jahres-
abschlusses, Bilanz und GuV. 

Aufgrund des Aktivierungsverbots 
von selbsterstellten immateriellen 
Vermögensgegenständen des Anla-
gevermögens bietet die UGB-Bilanz 
kein vollständiges Bild aller im 
Unternehmen vorhandenen imma-
teriellen Vermögenswerte. Ausga-

ben für selbster-
stellte immaterielle 
Vermögensge-
genstände wer-
den derzeit als 

Aufwand berücksichtigt und kön-
nen daher keine Auskunft über die 
Werthaltigkeit geben. 

Vertreter der wissensorientierten 
Unternehmensberichterstattung 
fordern schon seit längerer Zeit 
verstärkt Informationen über imma-
terielle Vermögensgegenstände von 
Unternehmen. Solange nicht alle 
immateriellen Vermögensgegen-
stände veröffentlicht werden, sind 
Unternehmen dem sogenannten 
„Earnings Game“, dem Spiel um 
Gewinnerwartungen, machtlos aus-
geliefert. Deswegen sind die Gewin-
nerwartungen Quartal für Quartal 
zu übertreffen. Wenn Unternehmen 
die Erwartungen nicht erfüllen, wer-
den sie im Laufe der Zeit vom Kapi-
talmarkt verdrängt. Das führt  zu 
einem Nachteil, und einem Schaden 
für alle Stakeholder.

Gängige Modelle in der Praxis
Derzeit gibt es noch keine Anzei-
chen, dass es zu einer Änderung 
in der verpflichtenden Publizität 
kommt. Vielmehr zeichnet sich ab, 

dass für die Darstellung im Hinblick 
auf immaterielle Werte Informati-
onsquellen außerhalb des Jahres-
abschlusses herangezogen werden. 
Solche freiwilligen Berichtsmodelle 
werden mit dem schon genannten 
Begriff „Intellectual Capital Report“ 
umschrieben. Mit Hilfe eines 
IC-Reports sollen die Performance-
Potenziale eines Unternehmens 
an alle Stakeholder kommuniziert 
werden. Die Berichtsdarstellung in 
solchen Modellen erfolgt vielfach 
auf Basis von Kennzahlen, welche 
zusätzlich in verbaler Form erläutert 
werden. Für Stakeholder besteht 
bei den Reports oft das Problem 
der Interpretation, da die Berichte 
auf freiwilliger Basis erstellt wer-
den und daher grundsätzlich 
jedes beliebige Berichtsformat 
gewählt werden kann. In der Praxis 
haben sich jedoch bereits gängige 
Modelle, wie das Wissensbilanzmo-
dell des Austrian Research Center 
Seibersdorf (ARCS) oder der Skan-
dia Navigator, etabliert.

Immaterielle Vermögenswerte mit 
einem Wissensbericht darstellen
Resumee:  Der Jahresabschluss 
eines Unternehmens liefert im 
Hinblick auf die derzeitigen Rech-
nungslegungsstandards keinen 
vollständigen Überblick über alle 
immateriellen Vermögenswerte. Zur 
besseren Darstellung der imma-
teriellen Vermögenswerte haben 
sich in den letzten Jahren freiwil-
lige Berichtsmodelle entwickelt, 
die unter dem Begriff „Intellectual 
Capital Report“ zusammengefasst 
werden. Da ein solcher Report nur 
bei Universitäten verpflichtend ist, 
haben sich in der Wirtschaftspraxis 
zahlreiche eigenständige Berichts-
formate entwickelt, die verschie-
denste Kennzahlen beinhalten. 
Diese Kennzahlen werden zusätz-
lich verbal beschrieben. 

gerhard.prachner@at.pwc.com
dietmar.stefan@at.pwc.com

Der Intellectual Capital 

Report liefert Wissen 

 an alle Stakeholder
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Kenntnisse und Fähigkeiten rücken 
vor allem im Dienstleistungssektor 
in den Mittelpunkt der Wertschöp-
fungsprozesse. Wenn es um das 
relevante Wissen eines Unter-
nehmens geht, wird oft nicht von 
Wissen, sondern 
von intellektuellem 
Kapital gespro-
chen. Isoliert 
betrachtet ist intel-
lektuelles Kapital jedoch nicht aus-
reichend. Nur in Kombination mit 
anderen Produktionsfaktoren wirkt 
es auch als Wertschöpfungsfaktor. 
So wird mit intellektuellem Kapital 
nicht nur das persönliche Wissen 
des Einzelnen, sondern auch das 
Wissen der Organisation insgesamt 
erfasst. Hierbei ist etwa an Marken, 
Patente und Prozesse zu denken. 
Die Organisationskultur sowie die 
Beziehungen zu Kunden und Lie-
feranten sind ebenfalls Bestandteil 
des intellektuellen Kapitals. 

Die Diskussion über intellektuelles 
Kapital begann mit den immer häu-
figer aufkommenden Differenzen 
zwischen Markt- und Buchwerten 
von Unternehmen. Der Kapital-
markt rechtfertigt Aufschläge mit 
der zukünftigen Ertragskraft eines 
Unternehmens. Es ist jedoch unbe-
stritten, dass bei wissensbasierten 

Organisationen das intellektuelle 
Kapital den größten Anteil des 
Gesamtwertes des Unternehmens 
ausmacht. Beim intellektuellen 
Kapital handelt es sich vor allem 
um Möglichkeiten, Chancen und 

Erfolgspotenzi-
ale, die weder 
messbar, wägbar, 
eindeutig schätz-
bar, noch kon-

kret in Zahlen belegbar gemacht 
werden können. Ihr Wert ist zum 
Zeitpunkt ihrer Entstehung nur 
schwer feststellbar. Sie können als 
Ressourcen, die der Kontrolle des 
Unternehmens unterliegen, oder 
als Ansprüche auf zukünftige Rück-
flüsse oder Auszahlungen gesehen 
werden. 

Unklare Begriffswelt
Für intellektuelles Kapital gibt es 
zahlreiche Begriffe. Sie reichen von 
Wissenskapital, intellektuelles Kapi-
tal, „intangible assets“, immateri-
elles Vermögen oder verborgenes 
Vermögen bis hin zu unsichtbaren 
Vermögenswerten. Oft sind teils 
widersprüchliche Definitionen zu 
finden und die Begriffe werden 
uneinheitlich verwendet. Bei der 
Erfassung des intellektuellen Kapi-
tals eines Unternehmens geht es 
letztlich darum, Konzepte zu ent-

wickeln, um einzelne immaterielle 
Elemente einer Organisation besser 
verstehen zu können, sie zu disku-
tieren und Erfolgspotenziale nutz-
bar zu machen. Ein IC-Report muss 
deshalb nicht dem Aufbau einer 
klassischen Finanzbilanz folgen. 
Der Begriff des intellektuellen Kapi-
tals ist so betrachtet ähnlich wie 
der des ökonomischen Kapitals als 
Oberbegriff für bestimmte Ressour-
cenarten zu verwenden.

Richtig einstufen
Die Beschreibung des intellek-
tuellen Kapitals wird mittels ver-
schiedenster Klassifikationen und 
Einteilungen versucht. Grundsätz-
lich ist hinsichtlich der verschie-
denen Klassifikationen eine Fülle an 
Bezeichnungen zu finden. Die Klas-
sifizierung in Human-, Struktur- und 
Beziehungskapital kommt dabei 
am häufigsten vor. Das Human-
kapital beinhaltet unter anderem 
die Kompetenzen der Mitarbeiter, 
deren Motivation und Lernfähigkeit, 
aber auch deren Identifikation und 
Zufriedenheit mit dem Unterneh-
men. Damit das Humankapital im 
Unternehmen wirken kann, bedarf 
es gewisser Rahmenbedingungen. 
Diese Rahmenbedingungen, die 
von essenzieller Bedeutung sind, 
werden als Strukturkapital bezeich-

Ressource Wissen: Was intellektuelles 
Kapital in der Wirtschaftspraxis Wert ist
Der Einsatz der Ressource Wissen ist in Kombination mit anderen 
Faktoren eine wesentliche Grundlage für die Wettbewerbsfähigkeit 
von Unternehmen. Und die Bedeutung steigt. 

Intellektuelles Kapital kann 

der größte Teil des  

Unternehmenswertes sein
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net. Das Strukturkapital beinhaltet 
sämtliche Prozesse, Strukturen 
und Abläufe, um das Humankapital 
entsprechend einsetzen zu können. 
Das Wissensmanagement und der 
Wissensmanagementprozess stel-
len folglich einen wesentlichen Teil 
des Strukturkapitals dar. Im Gegen-
satz zu den Kompetenzen der 
Mitarbeiter, die unter dem Human-
kapital einzuordnen sind, beinhaltet 
das Strukturkapital vor allem die 
organisatorische Fähigkeiten eines 
Unternehmens, die mehr oder weni-
ger losgelöst von den einzelnen 
Mitarbeitern mit einem Unterneh-
men verbunden sind. 

Unter dem Beziehungskapital ist die 
Beziehung der Mitarbeiter und des 
Unternehmens zu seinen Klienten 
und der Öffentlichkeit zu verstehen. 
Darunter fallen auch Netzwerke in 
Form von Unternehmenskoopera-
tionen zur Verwirklichung gemein-

samer strategischer Zielsetzungen. 
Solche strategischen Netzwerke 
können zusätzliches Wissen für 
Kosteneinsparungen oder Quali-
tätsverbesserung generieren. Die 
beschriebenen Bestandteile des 
intellektuellen Kapitals sind inter-
aktiv zu betrachten. So beeinflusst 
das Humankapital den Aufbau 
des Strukturkapitals und beide 
zusammen führen zu einem Aufbau 
des Beziehungskapitals. Weitere 
mögliche Ausformungen sind das 
Innovationskapital, darunter wird 
die Fähigkeit, Prozess- und Produkt
innovationen umzusetzen verstan-
den, sowie das Standortkapital, 
also standortspezifische Vorteile.

Detailliert und einfach zugleich
Ziel einer Klassifikation ist eine 
detaillierte, aber zugleich möglichst 
einfache Darstellung möglicher 
Zusammenhänge im Unternehmen. 
So angelegte Klassifikationen hel-

fen, das Unternehmen vergleichbar 
mit Hilfe der „Balanced Scorecard“ 
aus verschiedenen Perspektiven zu 
betrachten. Darüber hinaus werden 
Wechselwirkungen zwischen einzel-
nen Ressourcen offensichtlich. 

Auswirkungen auf den Erfolg
Der IC-Report dient der Darstellung 
und Visualisierung des Einflusses 
der unterschiedlichen Formen des 
intellektuellen Kapitals auf den 
Unternehmenserfolg. Mit Hilfe der 
Unterteilungen soll die Suche nach 
Indikatoren wesentlich vereinfacht 
werden. Denn die Indikatoren bil-
den den ersten Schritt, das intel-
lektuelle Kapital zu managen. Sie 
sind ein Versuch, dieses Kapital im 
Rahmen einer internen Steuerung 
oder externen Kommunikation zu 
bewerten.

thomas.hillebrand@at.pwc.com
dieter.neurauter@at.pwc.com

Mögliche Klassi�kation des intellektuellen Kapitals

Quelle: PwC

Intellectual Capital

Strukturkapital
intern, nicht an 

Personen gebunden

Beziehungskapital
extern –

Außenwirkung

Humankapital
intern, an Personen

gebunden

Kompetenzen

Fähigkeiten
Erfahrungen
Know-how

Einstellungen

Motivation
Verhalten

Organisationskapital

Kultur
Prozesse
Management

Infrastrukturkapital

IT-Infrastruktur
Datenbanken

intellektuell Eigentum

Patente
Urheberrechte
Lizenzen
Daten

Kundenkapital

Marken
Reputation

Partner & Lieferanten

Synergien

Netzwerke & Institutionen

Synergien
intellektuell Flexibilität

Innovation
Umsetzung
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Schwerpunktthema

Ein Wissensreport bündelt Infor-
mationen. Der Report erlaubt die 
Beurteilung von Ergebnissen, die 
auf intellektuelles Kapital zurück-
zuführen sind. Zusätzlich werden 
Voraussetzungen geschaffen, um 
interne Prozesse für den Aufbau 
zukünftiger Erfolgspotenziale bes-
ser steuern zu können. Ein Wis-
sensreport („Intellectual Capital 
Report“, IC) ist aber keine bloße 
Ansammlung von Kennzahlen. 

Er ist vielmehr eine Einheit von 
qualitativen und quantitativen Indi-
katoren. Diese Indikatoren sind 
nützlich, weil damit nicht direkt 
messbare Größen darstellbar 
werden. Das Ziel ist, möglichst 
aussagekräftige Indikatoren unter 
geringstem Erhebungsaufwand 
direkt aus der Unternehmensstrate-
gie abzuleiten. Bei der Entwicklung 
eines IC-Reports hat sich folgende 
Vorgehensweise bewährt:

Voraussetzungen schaffen
Grundlegende Voraussetzung zur 
Erstellung eines IC-Reports ist 
die Bereitschaft, sich auf einen 
Lernprozess und auf eine offene 
und ehrliche Selbstreflexion ein-
zulassen. IC-Reports werden aus 
der Vision und der daraus resul-
tierenden Strategie abgeleitet und 
sollten deshalb nur langfristige 
Effekte berücksichtigen. Zur Erstel-
lung ist ein Projektteam zu benen-

Wissensreport: Praktische Tipps zur Erstellung
PwC zeigt, wie die Einführung eines IC-Reports als Management- 
und Berichtsinstrument einfach vonstatten geht und was aus inhalt-
licher, strategischer und organisatorischer Sicht zu beachten ist. 

Methodologie der Erstellung eines IC-Reports

Quelle: PwC
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nen, die Projektziele sind zu definie-
ren sowie Meilensteine festzulegen.

Klassifizierung des intellektuellen  
Kapitals
Zur Ermöglichung eines einheit-
lichen Vorgehens und Vereinfa-
chung des Projekt-
managements ist 
eine Klassifikation 
des intellektuellen 
Kapitals nützlich. In 
der Praxis kristallisierten sich dabei 
das Humankapital, Strukturkapital 
und Beziehungskapital heraus. Bei 
Bedarf und Notwendigkeit sind 
auch weitere Formen des intellektu-
ellen Kapitals differenzierbar.

Indikatorensuche
Wissensziele, die aus der allgemei-
nen Unternehmensstrategie bzw. 
der Vision abgeleitetet sind, bilden 
den Ansatzpunkt für die Suche 

nach geeigneten Indikatoren. Aus-
gewählte Indikatoren werden somit 
jenen Beitrag zum Erreichen der 
definierten Wissensziele aufzeigen, 
der zur erfolgreichen Umsetzung 
der Unternehmensstrategie und der 
Vision führt. Bereits im Unterneh-

men vorhandene 
Indikatoren sind 
auf Zweckmä-
ßigkeit zu prüfen, 
bevor neue Indika-

toren definiert werden.

Zuordnung der Indikatoren
Die Zuordnung zu den genannten 
Klassifizierungen des intellektuellen 
Kapitals ermöglicht das Aufzeigen 
strategischer Lücken. Ein soge-
nannter Strukturtest veranschau-
licht die Ungleichverteilung von 
Indikatoren in unterschiedlichen 
Kategorien. So können mögliche 
Einseitigkeiten in der bisherigen 

strategischen Stoßrichtung aufge-
deckt werden.

Ableitung von Maßnahmen
Die Interpretation der aufbereiteten 
Indikatoren bildet die Entschei-
dungsgrundlage für Optimierungs- 
und Veränderungsprozesse. So 
ergeben sich auf Basis der Inter-
pretation der Indikatoren Maß-
nahmen und Handlungsbedarf für 
das Management. Bei Erstellung 
des IC-Reports über Jahre hinweg 
sollte ebenfalls eine Beurteilung der 
Umsetzung von Maßnahmen und 
deren Erfolg evaluiert werden. Der 
IC-Report kann somit als internes 
Steuerungsinstrument herangezo-
gen werden. Er dient auch als eine 
Entscheidungsgrundlage für das 
Budget und die Investitionstätigkeit.

thomas.hillebrand@at.pwc.com
dieter.neurauter@at.pwc.com

Der IC-Report dient 

 als effizientes internes 

 Steuerungsinstrument

Gewinnen Sie einen Überblick 
über das URÄG 2008!
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Schwerpunktthema

Nach lokalen Rechnungslegungs-
bestimmungen sind entgeltlich 
erworbene immaterielle Vermö-
gensgegenstände aktivierbar. Für 
selbsterstellte immaterielle Vermö-
gensgegenstände des Anlagever-
mögens gibt es ein umfassendes 
Bilanzierungsverbot. IFRS sieht 
andere Regelungen vor. Imma-
terielle Vermögensgegenstände 
werden besonders bei wissens-
intensiven Unternehmen im Ver-
hältnis zum Sachanlagevermögen 
immer wichtiger. Grund dafür ist die 
rasche technologische Entwicklung 
und das Streben nach der Ent-
wicklung neuer Produkte in immer 
kürzeren Zeitabständen. Imma-
terielle Vermögensgegenstände 
sind nicht unmittelbar greifbar oder 
physisch erkennbar. Sie können 
nicht im klassischen Sinne gezählt, 
gewogen oder in anderer Form 
gemessen werden. 

In diesem Artikel werden die in der 
Literatur verwendeten Begriffe Wis-
senskapital, intellektuelles Kapital, 
immaterielles Vermögen, verbor-
genes Vermögen, unsichtbare Ver-
mögenswerte unter dem im UGB 
verwendeten Begriff immaterielle 
Vermögensgegenstände zusam-
mengefasst. Der Begriff des imma-
teriellen Vermögensgegenstandes 
ist im UGB jedoch nicht definiert. 
Zur Abgrenzung gegenüber ande-
ren Vermögensgegenständen ist 

nur das Gliederungsschema der 
Bilanz von Kapitalgesellschaften 
heranzuziehen. Gemäß § 224 Abs. 2 
A.I. UGB fallen unter diesen Posten 
Konzessionen, gewerbliche Schutz-
rechte, ähnliche Rechte und Vorteile 
sowie daraus abgeleitete Lizenzen 
und auf diese Vermögensgegen-
stände geleistete Anzahlungen. 
Auch der Firmenwert fällt darunter, 
obwohl dieser nach überwiegender 
Auffassung keinen Vermögensge-
genstand, sondern lediglich eine 
Bilanzierungshilfe darstellt. 

UGB-Bilanzierung und -Bewertung
Gemäß § 197 Abs. 2 UGB darf ein 
Aktivposten für immaterielle Gegen-
stände des Anlagevermögens, die 
nicht entgeltlich erworben wurden, 
nicht angesetzt werden. Demnach 
können immaterielle Vermögens-
gegenstände nur dann aktiviert 
werden, wenn sie von einem Drit-
ten entgeltlich erworben wurden. 
Aktivierbar sind grundsätzlich 
auch nur einmalige Zahlungen. 
Laufende Zahlungen stellen grund-
sätzlich laufenden Aufwand dar. 
Die Verneinung der Aktivierung von 
selbsterstellten immateriellen Ver-
mögensgegenständen wird mit der 
schweren Bewertbarkeit und der 
damit einhergehenden Möglichkeit 
der Beeinflussung des Jahresab-
schlusses begründet. Entsprechend 
dem Vorsichtsprinzip soll der Wert 
von immateriellen Vermögensge-

genständen, der vom Gesetzgeber 
als schwer schätzbar und unsicher 
beurteilt wird, am Markt gebildet 
werden. Daher kommen als Wert-
maßstab nur Anschaffungskosten, 
nicht jedoch Herstellungskosten 
in Frage. Diesem Argument wird 
entgegengehalten, dass ähnliche 
Bewertungsprobleme auch bei 
anderen Vermögensgegenständen 
gegeben sind und der an Bedeu-
tung wachsende Bereich der geisti-
gen Wertschöpfung dadurch diskri-
miniert wird. 

Beim entgeltlichen Zugang sind 
die immateriellen Vermögens-
gegenstände mit ihren Anschaf-
fungskosten zu erfassen. Zu den 
Anschaffungskosten zählen der 
Kaufpreis und alle weiteren Kosten, 
die notwendig sind, um den Vermö-
genswert in einen betriebsbereiten 
Zustand zu versetzen. Skonti und 
Rabatte sind abzuziehen. Für imma-
terielle Vermögensgegenstände des 
Umlaufvermögens besteht auch bei 
Selbstherstellung eine Aktivierungs-
pflicht. 

Bei der Bewertung wird zwischen 
abnutzbaren und nicht abnutzbaren 
immateriellen Vermögensgegen-
ständen unterschieden. Diese 
Unterscheidung kann in der Praxis 
teilweise zu schwerwiegenden 
Problemen führen, denn niemand 
weiß, wie sich der Wert einer Marke 

Wissenskapital: UGB- und IFRS-Bilanzierung
Lesen Sie, was lokale Rechnungslegungsbestimmungen und IFRS 
für die Bilanzierung von erworbenen oder selbst erstellten  
immateriellen Vermögensgegenständen vorsehen.
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oder eines Rezepts im Zeitablauf 
verändert. Gemäß § 203 Abs. 1 
UGB sind abnutzbare immaterielle 
Vermögensgegenstände des Anla-
gevermögens mit den um die plan-
mäßige Abschreibung verminderten 
Anschaffungskosten anzusetzen. 
Nicht abnutzbare Vermögensge-
genstände werden grundsätzlich 
nicht planmäßig abgeschrieben. Bei 
einer dauernden Wertminderung 
sind sowohl abnutzbare als auch 
nicht abnutzbare 
immaterielle Ver-
mögensgegen-
stände gemäß 
§ 204 Abs. 2 UGB 
außerplanmäßig auf den niedrigeren 
beizulegenden Zeitwert abzuschrei-
ben. Die Möglichkeit der außerplan-
mäßigen Abschreibung hat speziell 
im Bereich der immateriellen Ver-
mögensgegenstände große Bedeu-
tung, da aufgrund der rasanten 
technologischen Weiterentwicklung 
speziell immaterielle Vermögens-
gegenstände rasch wieder an 
Wert verlieren können. Wegen der 
Bewertungsunsicherheit sollte auch 
die Nutzungsdauer eher vorsichtig, 
also kürzer gewählt werden.

Bilanzierung und Bewertung  
nach IFRS
Im Gegensatz zur Rechnungsle-
gung nach UGB sind nach IFRS 
selbsterstellte immaterielle Vermö-
genswerte des Anlagevermögens 
bei Erfüllung bestimmter Voraus-
setzungen zu aktivieren. Gemäß 
IAS 38 „Immaterielle Vermögens-
werte“ ist in einem ersten Schritt zu 
unterscheiden, ob die immateriellen 
Vermögenswerte dauerhaft dem 
Unternehmen zur Verfügung ste-
hen oder ob sie zur Veräußerung 
bestimmt sind. Sind immaterielle 
Vermögenswerte zur Veräußerung 
bestimmt, fallen sie nicht unter 
IAS 38, sondern für ihre Bilanzie-
rung ist IAS 2 „Vorräte“ relevant. 
In IAS 38 werden nur immaterielle 
Vermögenswerte des Anlagevermö-

gens behandelt. Vermögenswerte 
müssen identifizierbar sein, um als 
immateriell zu gelten. Zusätzlich 
haben sie in der Verfügungsmacht 
des Unternehmens zu stehen, ein 
künftiger wirtschaftlicher Nutzen 
muss dem Unternehmen zufließen. 
So ist etwa eine selbstentwickelte 
Vertriebssoftware ein immaterieller 
Vermögenswert. Demgegenüber 
können Kosten für die Ausbildung 
zum Wirtschaftsprüfer von einer 

Wirtschaftsprü-
fungskanzlei nicht 
aktiviert werden, 
da das Unter-
nehmen nicht die 

Verfügungsgewalt über den Titel 
und das Wissen des Mitarbeiters 
besitzt. Diese Voraussetzung fehlt, 
da Mitarbeiter ein Unternehmen 
innerhalb der Kündigungsfrist 
jederzeit verlassen können. Erfüllt 
ein immaterieller Gegenstand die 
Voraussetzungen für die Aktivierung 
nicht, so sind die Ausgaben in der 
anfallenden Periode als Aufwand zu 
erfassen.

Sind die Voraussetzungen für den 
Ansatz erfüllt, so sind immaterielle 
Vermögenswerte analog dem UGB 
mit ihren Anschaffungs- oder Her-
stellungskosten zu aktivieren. Die 
Anschaffungskosten entsprechen 
den Kosten nach UGB. Die Herstel-
lungskosten umfassen sämtliche 
Kosten, die der Schaffung, der 
Herstellung und der Vorbereitung 
des Vermögenswertes auf seinen 
beabsichtigten Gebrauch direkt 
zugerechnet werden können. Ent-
sprechend dem Grundkonzept der 
IFRS werden daher die Vollkosten 
aktiviert. Verwaltungs- und Ver-
triebskosten, Leerkosten und Kos-
ten für die Einschulung von Mitar-
beitern zählen ausdrücklich nicht zu 
den Herstellungskosten. 

Zwei Bewertungsmethoden
Für die Folgebewertung gibt es 
zwei Methoden. Die Bewertung zu 

fortgeführten Anschaffungs- bzw. 
Herstellungskosten abzüglich 
planmäßiger und außerplanmä-
ßiger Abschreibungen stellt die 
bevorzugte Methode dar. Alternativ 
kann die Neubewertungsmethode, 
die zusätzlich zur planmäßigen 
Abschreibung erfolgt, herangezo-
gen werden. Da ein aktiver Markt 
nur eingeschränkt vorhanden ist, 
kommt die alternative Methode in 
der Praxis kaum vor. Resultiert aus 
der Neubewertung eine Erhöhung 
des Buchwertes, ist dieser Betrag 
ergebnisneutral im Eigenkapital als 
Neubewertungsrücklage auszu-
weisen. Führt die Neubewertung 
zu einer Verminderung des Buch-
wertes, ist der Unterschiedsbetrag 
als Aufwand zu erfassen. Wurde 
für den Vermögenswert in früheren 
Perioden eine Neubewertungsrück-
lage gebildet, erfolgt zunächst eine 
erfolgsneutrale Verrechnung mit 
der bestehenden Rücklage. Nur der 
über die Neubewertungsrücklage 
hinausgehende Betrag ist ergebnis-
wirksam zu erfassen. 

Die Abschreibungsdauer richtet 
sich danach, ob die Nutzungs-
dauer des immateriellen Vermö-
genswertes zeitlich begrenzt oder 
unbegrenzt ist. Ein Vermögenswert 
mit begrenzter Nutzungsdauer ist 
analog zum UGB planmäßig über 
seine Nutzungsdauer zu vertei-
len. Bei unbestimmter Nutzungs-
dauer ist ein Wertminderungstest 
nach IAS 36 durchzuführen, eine 
Abschreibung ist nicht möglich. Der 
Test ist jährlich zu machen, oder 
sobald es Anhaltspunkte für eine 
Wertminderung gibt. In Summe 
zeigt sich, dass immaterielle Ver-
mögenswerte des Anlagevermö-
gens bei bestimmten Voraussetz-
ungen in einem IFRS-Abschluss zu 
aktivieren sind. Dagegen besteht 
im UGB ein umfassendes Aktivie-
rungsverbot.

dietmar.stefan@at.pwc.com

IFRS und UGB sehen bei 

immateriellem Vermögen 

Verschiedenes vor
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Bei Unternehmensakquisitionen 
müssen erworbene Vermögens-
gegenstände sowie Schulden und 
Eventualschulden nach dem Stan-
dard „Business Combinations“ 
(IFRS 3) bei Erfül-
lung bestimmter 
Kriterien mit ihrem 
beizulegenden 
Zeitwert bilanziert 
werden. Dieser Wert wird als „Fair 
Value“ bezeichnet. Insbesondere 
die Bewertung immaterieller Ver-
mögenswerte, wie etwa Patente, 
Lizenzen, Marken, Kundenbezie-
hungen, vorteilhafte Bezugsver-
träge oder Forschungs- und Ent-
wicklungsprojekte, erlangt durch 
IFRS 3 erhöhte Bedeutung. Nach 
den Ansatzkriterien des IFRS 3 / 
IAS 38 muss ein immaterieller Ver-
mögenswert identifizierbar sein. 
Dies ist gegeben, wenn dieser vom 
Unternehmen durch Verkauf, Lizen-
zierung oder Vermietung sepa-
rierbar ist oder auf vertraglichen 
oder anderen Rechten beruht. Für 
die Bewertung von immateriellen 
Vermögenswerten kommen in der 
Bewertungspraxis prinzipiell drei 
Verfahren in Betracht.

Marktpreisorientiertes Verfahren
Gemäß IFRS 3 erfolgt die Ermitt-
lung des beizulegenden Zeitwertes 
im Rahmen einer Kaufpreisalloka-
tion vorrangig nach dem markt-
preisorientierten Verfahren. Hierbei 

werden die für den Vermögenswert 
auf einem aktiven Markt beobach-
teten Preise herangezogen. Dies 
stellt jedoch gerade für immaterielle 
Vermögenswerte eine Herausforde-

rung dar, da diese 
meist nicht auf 
aktiven Märkten 
gehandelt werden 
und die Informati-

onsbeschaffung für vergleichbare 
Transaktionen schwierig ist. 

Kapitalwertorientiertes Verfahren
Alternativ kann daher der bei-
zulegende Zeitwert anhand der 
zukünftigen dem Vermögenswert 
direkt zurechenbaren Cash-flows 
ermittelt werden. Im Rahmen des 
kapitalwertorientierten Verfahrens 
kommen verschiedene Discounted-
Cash-flow-Methoden zur Anwen-
dung. In der Praxis hat sich für die 
Bewertung des zentralen imma-
teriellen Vermögenswertes, das 
sind meist Kundenbeziehungen, 
insbesondere die Residualwert-
methode etabliert. Die Ermittlung 
des beizulegenden Zeitwertes 
nach dieser Methode basiert auf 
der Annahme, dass immaterielle 
Vermögenswerte erst zusammen 
mit anderen Vermögenswerten 
Cash-flows generieren. Es wird 
daher in einem ersten Schritt bei 
der Cash-flow-Planung von einer 
Gesamtheit von Vermögenswerten 
ausgegangen. In einem zweiten 

Schritt werden fiktive Leasingzah-
lungen für alle unterstützenden 
Vermögenswerte, wie zum Bei-
spiel Working Capital, immaterielle 
und materielle Vermögenswerte, 
abgezogen. Andere Methoden des 
kapitalwertorientierten Verfahrens 
stellen die Lizenzpreisanalogie 
sowie die Mehrgewinnmethode dar. 
Mit diesen werden insbesondere 
Marken oder vorteilhafte Bezugs-
verträge bewertet. Eine Beschrei-
bung dieser Methoden enthält der 
Artikel zur Markenbewertung. Bei 
jeder Methode ergibt sich der Wert 
des immateriellen Vermögens durch 
die Diskontierung der errechneten 
Cash-flows mit einem risikoange-
passten Kapitalisierungszinssatz 
unter Hinzuzählung des abschrei-
bungsbedingten Steuervorteils. 

Kostenorientiertes Verfahren
Ist eine Ermittlung des beizule-
genden Wertes durch das markt-
preis- oder das kapitalwertorien-
tierte Verfahren nicht möglich, so 
bietet das kostenorientierte Ver-
fahren eine Bewertungsalternative. 
Da dieses Verfahren jedoch nicht 
nutzungsorientiert ist und sich auf 
vergangene Daten bezieht, sollte es 
lediglich zur Plausibilisierung oder 
als Wertuntergrenze herangezogen 
werden.

herwig.springer@at.pwc.com
marliese.ungersboeck@at.pwc.com

Bewertung von immaterielle Vermögenswerten
Durch die steigende Anzahl von Unternehmensakquisitionen  
gewinnt die Identifizierung und Bewertung von immateriellen Vermö-
genswerten bei der Erwerbsbilanzierung zunehmend an Bedeutung.

Die Praxis kennt drei  

Verfahren zur Bewertung  

immateriellen Vermögens 
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Das Wort „Marke“ leitet sich vom 
mittelhochdeutschen Wort „marc“ 
ab, das „Zeichen“ oder „Grenzli-
nie zur Unterscheidung“ bedeutet. 
In der Konsumgüterindustrie und  
Industriegüterbranche sind Marken 
für den Erfolg eines Unternehmens 
einer der wichtigsten Werttreiber. 
Generell kann man drei wesentliche 
Bereiche von Bewertungsanlässen 
unterscheiden. Dazu zählen Steu-
erung und Kontrolle der Marke, 
Unternehmenstransaktionen und 
unternehmensinterne Berichterstat-
tung. Unternehmen, die den Wert 
ihrer Marken kennen, können auf 
Vorteile zurückgreifen, die aus den 
verschiedenen Anlässen für Mar-
kenbewertungen ersichtlich wer-
den. Dazu gehören unter anderem 
die Unterstützung bei der Marken-
führung und dem Markencontrol-
ling, die Argumentationshilfe bei der 
Verhandlung von Kaufpreisen im 
Rahmen von Unternehmenstrans-
aktionen sowie die Unterstützung 
bei der Ermittlung marktkonformer 
Lizenzgebühren im Rahmen von 
Verrechnungspreissystemen.

Bewertung
Man unterscheidet zwischen nicht-
monetären und monetären Bewer-
tungsverfahren. Erstere identifi-
zieren qualitative Einflussfaktoren, 
die auf eine Marke einwirken und 
den monetären Markenwert mit-
bestimmen. Dieser wiederum ist 
das Ergebnis einer monetären oder 

quantitativen Markenbewertung. 
Für die monetäre Bewertung von 
Marken unterscheidet man kosten-
orientierte, markt-
wertbasierte und 
ertragswertbasierte 
Ansätze. Zu Letz-
terem zählen unter 
anderem die Mehrgewinnmethode 
und die Lizenzpreisanalogie, die 
in der Regel für die Bewertung im 
Rahmen einer Kaufpreisallokation 
(nach IFRS 3/FAS 141) Anwendung 
finden.

Mehrgewinnmethode
Die Problematik vieler Varianten der 
ertragswertbasierten Ansätze stellt 
die Separierbarkeit der gewähl-
ten Markenerfolgsgrößen dar. 
Die Mehrgewinnmethode umgeht 
dieses Problem mittels Versuch, 
einen Mehrgewinn auf Basis von 
Preis- oder Mengendifferenzen 
durch Vergleich zweier Produkte 
oder Dienstleistungen, die sich nur 
durch eine Markierung unterschei-
den, zu isolieren. Dieser Ansatz 
scheitert häufig daran, dass kein 
unmarkiertes Referenzprodukt zur 
Ableitung der marktrelevanten Prä-
mie identifiziert werden kann.

Lizenzpreisanalogie
In der Praxis kommt daher meist 
die Lizenzpreisanalogie zur Anwen-
dung. Bei diesem Verfahren werden 
ersparte Lizenzzahlungen über die 
Lebensdauer der Marke geschätzt 

und mit einem markenspezifischen 
Zinssatz zum Bewertungsstichtag 
diskontiert. Die ersparten Lizenz-

zahlungen ent-
sprechen den 
fiktiven Ausgaben 
für die Lizenz einer 
Marke, wenn sich 

diese nicht im eigenen, sondern 
im Eigentum eines unhabhängigen 
Dritten befände. Das Produkt aus 
den markenrelevanten Umsätzen 
und der Lizenzrate auf Basis von 
marktüblichen Lizenzabkommen 
ergibt die ersparten Lizenzent-
gelte. Dieser Ansatz wird in der 
Praxis häufig zur Ermittlung oder 
Isolierung der markenspezifischen 
Mehrerlöse herangezogen, da Mar-
ken laufend am Markt zwischen 
unabhängigen Parteien transferiert 
werden.

Den meisten Unternehmen ist die 
Wichtigkeit des Wertes ihrer Mar-
ken bewusst. Aufgrund der Vielzahl 
von Bewertungsmethoden besteht 
aber häufig noch Skepsis, die 
Marken tatsächlich zu bewerten. 
PricewaterhouseCoopers unter-
stützt Sie gerne, die vielfältigen 
Vorteile einer Markenbewertung für 
Ihr Unternehmen zu identifizieren 
und den Wert Ihrer Marke durch 
Anwendung wissenschaftlich fun-
dierter Methoden zu bestimmen.

konrad.koenigswieser@at.pwc.com
andreas.fux@at.pwc.com

Vorteile der Markenbewertung
„Die Marke ist ein betriebswirtschaftliches Gut. Kein Spielfeld für 
Kreativität“ postuliert Markenspezialist Klaus-Dieter Koch. Ein  
Überblick über Methoden zur Ermittlung des Markenwertes.

Die Lizenzpreisanalogie 

wird bei der Bewertung 

von Marken bevorzugt
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Durch die Internationalisierung von 
Unternehmen und Rechnungs-
legungsvorschriften verändern 
auch Unternehmensbilanzen ihr 
Aussehen. Nach einer Studie in 
Zusammenarbeit mit der Universität 
Gießen beträgt der Goodwill bei 
Transaktionen im Schnitt 50 Pro-
zent. Bereits seit 2005 müssen 
kapitalmarktorien-
tierte Unternehmen 
in Europa ihren 
Konzernabschluss 
nach Internatio-
nal Financial Reporting Standards 
(IFRS) erstellen. Mit dem Ziel, mehr 
Transparenz und bessere Vergleich-
barkeit von Jahresabschlüssen 
zu gewährleisten, wurde im Jahr 
2004 der Standard IFRS 3 „Busi-
ness Combinations“ in Verbindung 
mit IAS 38 (revised) „Intangible 
Assets“ veröffentlicht. Demnach ist 
bei Unternehmenserwerben aus-
schließlich die Erwerbsmethode 
anzuwenden.

Erwerbsmethode
Ein Kaufpreisüberschuss, also 
der Kaufpreis abzüglich des 
bilanziellen Eigenkapitals, ist bei 
dieser Methode nicht sofort als 
Geschäfts(Firmen)wert (sogenann-
ter „Goodwill“) zu erfassen. Viel-
mehr ist der Kaufpreis mittels einer 
Kaufpreisallokation, der Purchase 
Price Alocation (PPA), zuvor auf die 
erworbenen Vermögenswerte und 
Schulden einschließlich Eventual-
schulden anhand des jeweils beizu-
legenden Zeitwerts, dem Fair Value, 

aufzuteilen. Besonders wichtig ist 
die Identifizierung und Bewertung 
von beim erworbenen Unternehmen 
selbst geschaffenen und noch nicht 
bilanzierten immateriellen Vermö-
genswerten. Erst ein nach Vertei-
lung des Kaufpreises und unter 
Berücksichtigung latenter Steuern 
verbleibender positiver Restbetrag 

ist als Goodwill 
zu aktivieren. Der 
Restbetrag ist in 
der Folge statt 
einer planmäßigen 

Abschreibung einem mindestens 
jährlich durchzuführenden Werthal-
tigkeitstest zu unterziehen. Ist der 
Restbetrag negativ, führt dies nach 
einer Überprüfung der Fair Value-
Ermittlungen zu einer ergebniswirk-
samen Vereinnahmung.

Kaufpreisallokation
Nach IFRS 3 sind neben den tra-
ditionell bilanzierten Vermögens-
werten auch die bei einer Trans-
aktion erworbenen immateriellen 
Vermögenswerte, wie Marken, 
Kundenbeziehungen oder Techno-
logien, zu bilanzieren. Marken bei 
Konsumgüterherstellern, Kunden-
beziehungen im Mobilfunkbereich 
oder Technologien und Patente 
in der Biotechnologiebranche 
rücken damit in den Fokus von 
Rechnungswesen und Controlling. 
(Siehe dazu auch Seite 12.)

„Fair Value“-Bewertung
IFRS 3 sieht vor, die Bewertung 
erworbener Vermögenswerte, 

Schulden und Eventualschulden 
zum Fair Value vorzunehmen. 
Besonders die Fair Value-Ermitt-
lung von immateriellen Vermögens-
werten ist wegen der Einzigartigkeit 
der Vermögenswerte sehr komplex. 
Das gilt auch für die Bewertung von 
Maschinen und Immobilien. 

Eine zeitnahe und mit der Finanz-
berichterstattung konsistente Kom-
munikation der Ergebnisse einer 
Kaufpreisallokation ist nötig, um die 
Erwartungen des Kapitalmarktes zu 
steuern und unerwünschte Reak-
tionen zu vermeiden. Speziell bei 
großen Akquisitionen bestimmt die 
Erstkonsolidierung den bilanzpo-
litischen Rahmen der Folgejahre. 
Dabei führt ein hoher Goodwill ten-
denziell zu erhöhter Ergebnisvolati-
lität, da dieser nicht mehr regelmä-
ßig abgeschrieben, sondern einem 
jährlichen Test auf Werthaltigkeit 
nach IAS 36 unterzogen wird. In 
den ersten Jahren nach der Trans-
aktion belasten auch zusätzliche 
Abschreibungen auf die zum Zeit-
wert bilanzierten Vermögenswerte 
die Ergebnisrechnungen. Dazu 
können schon vorab Szenarioana-
lysen der zukünftigen Ergebnisaus-
wirkungen der PPA vorgenommen 
werden. Die PPA hat auch Einfluss 
auf interne Rechnungslegungs- und 
Kontrollsysteme, die die Grund-
lage für eine nachlaufende Perfor-
mance-Messung der erworbenen 
Geschäfte darstellt.

t.kriegel@at.pwc.com

Purchase Price Allocation (PPA)
Der Goodwill, der Geschäfts(Firmen)wert, beträgt laut Studien im 
Schnitt rund die Hälfte des Wertes von Unternehmenstransaktionen. 
Worauf beim Umgang mit dem Kaufpreisüberschuss zu achten ist.

Bewertung immaterieller 

Vermögenswerte gewinnt 

an Bedeutung
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Recht-Neu

Änderungen im Strafrecht –  
Korruptionsbekämpfung
Das Strafrechtsänderungsgesetz 
2008 setzt die Kriminalisierung der 
Bestechlichkeit und Bestechung im 
öffentlichen und insbesondere auch 
privaten Sektor fort. Bestehende 
Straftatbestände wurden verschärft 
und neue geschaffen. Die Novelle 
dient auch der Umsetzung interna-
tionaler Vorgaben im Bereich des 
Korruptionsstrafrechts. 

Allen voran wurden zur Kriminali-
sierung der aktiven und passiven 
Bestechung im privaten Bereich die 
Tatbestände „Geschenkannahme 
durch Bedienstete oder Beauf-
tragte“ sowie „Bestechung von 
Bediensteten oder Beauftragten“ 
eingeführt (§§ 168b, 168c StGB). 
Während nach dem bisherigen § 10 
UWG die Strafbarkeit in diesem 
Zusammenhang auf die Bevorzu-
gung beim Bezug von Waren oder 
Leistungen zu Zwecken des Wett-
bewerbes beschränkt war, stellt 
das StGB nunmehr generell die 
Bestechung und Bestechlichkeit im 
geschäftlichen Verkehr unter Strafe. 
Man hofft auf gesteigerte Effekti-
vität dieser Tatbestände. Nach der 
Kriminalstatistik war nämlich nach 
§ 10 UWG bis dato keine einzige 
Verurteilung erfolgt. Als Bedienstete 
im Sinne der genannten Neurege-
lungen kommen insbesondere wei-
sungsgebundene Arbeitnehmer und 
Organmitglieder juristischer Per-
sonen in Betracht. Beauftragte sind 
Personen, die berechtigt sind, für 
ein Unternehmen geschäftlich zu 

handeln oder die zumindest in der 
Lage sind, Einfluss auf betriebliche 
Entscheidungen zu nehmen. Auch 
Beamte im Rahmen der Erfüllung 
von Aufgaben im Bereich der nicht-
hoheitlichen Verwaltung sind von 
diesen Bestimmungen zu erfassen.

In der Novelle ist ferner die Einfüh-
rung einer Sonderstaatsanwalt-
schaft mit umfassender Zustän-
digkeit für Korruptionsdelikte im 
öffentlichen und privaten Bereich 
vorgesehen. Diese Sonderstaats-
anwaltschaft soll auch mit Justiz-
behörden anderer EU-Mitglied-
staaten zusammenarbeiten. Die 
Korruptionsstaatsanwaltschaft ist 
weisungsfrei eingerichtet und unter-
steht der Aufsicht durch die Justiz-
ministerin.

Änderungen für freie Dienstnehmer 
ab 1. Jänner 2008
Freie Dienstnehmer werden seit 
Jahresbeginn in die Arbeitslo-
senversicherung einbezogen und 
sind Arbeiterkammermitglieder 
und in der Folge auch kammerum-
lagepflichtig. Sie sind nach dem 
angepassten Insolvenzentgeltsi-
cherungsgesetz bei Insolvenz ihres 
Arbeitgebers abgesichert. Freie 
Dienstnehmer wurden ab 2008 in 
den Geltungsbereich des Mitarbei-
tervorsorgegesetzes aufgenom-
men. Schließlich haben freie Dienst-
nehmer nun Anspruch auf Kranken-
geld und Wochengeld. Angesichts 
der sich durch diese Maßnahmen 
für den Arbeitgeber eines freien 
Dienstnehmers ergebenden finan-

ziellen Mehrbelastung und nicht 
zuletzt auch wegen der in Diskus-
sion stehenden Einbeziehung dieser 
atypischen Beschäftigtengruppe 
in den Vollanwendungsbereich des 
Arbeitsrechts, verliert die Vertrags-
form des freien Dienstnehmers an 
Attraktivität.

Änderungen im Arbeitszeitrecht
Aufgrund der besonderen prak-
tischen Bedeutung sei nochmals 
auf die ab Jahresbeginn 2008 in 
Geltung stehende Neuregelung des 
Arbeitszeitrechts verwiesen. 

Neben Flexibilisierungen, die 
allerdings in weiten Bereichen im 
Ermessen der Kollektivvertrags-
partner liegen, wie die Ausdehnung 
der täglichen Normalarbeitszeit auf 
zehn Stunden oder die Zulassung 
von Zwölfstunden-Schichten, ist 
insbesondere die Einführung eines 
Zuschlages von 25 Prozent für 
Teilzeitmehrarbeit eine wesentliche 
Neuerung. Der Zuschlag fällt nicht 
an, wenn innerhalb einer Dreimo-
natsfrist ein Ausgleich der geleis-
teten Teilzeitmehrarbeit erfolgt. Zu 
beachten ist auch die Verschärfung 
der Verwaltungsstrafen für Verstöße 
gegen arbeitszeitrechtliche Bestim-
mungen und besonders die gestie-
gene Bedeutung von Arbeitszeit-
aufzeichnungen. Seit Jahresbeginn 
werden für das Fehlen von geset-
zeskonformen Aufzeichnungen der 
Arbeitszeit Verwaltungsstrafen pro 
betroffenem Dienstnehmer fällig.

lisa.beisteiner@at.pwc.com

Neues aus dem Recht
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Recht

Die Ausnahmeregelung für wissen-
schaftliche Tätigkeiten von Auslän-
dern in den Bereichen Forschung, 
Lehre und Kunst wurde ausgewei-
tet. Sie kommt vor dem Hintergrund 
der Attraktivitätssteigerung des 
Wissenschaftsstandortes Öster-
reich künftig bei 
allen wissenschaft-
lichen Tätigkeiten 
in allen öffentlichen 
und privaten Ein-
richtungen und Unternehmen zur 
Anwendung. Auch mitziehende 
Ehegatten und Kinder von Wissen-
schaftlern und Forschern sind vom 
Ausländerbeschäftigungsgesetz 
ausgenommen. Sie dürfen bewilli-
gungsfrei eine Beschäftigung auf-
nehmen.

Anpassungen an die Dienst
leistungsfreiheit der EU
Die bisherigen Bestimmungen für 
vorübergehende Entsendungen 
von Drittstaatsbürgern oder neuen 
EU-Bürgern von einem Unterneh-
men mit Betriebssitz in einem alten 
EU-Mitgliedstaat zur Erbringung 
von Arbeitsleistungen in Österreich 
mussten aufgrund von Verfas-
sungswidrigkeit an die EU-Dienst-
leistungsfreiheit angepasst werden. 
Die Voraussetzungen zur Erteilung 
einer EU-Entsendebestätigung 
wurden insofern gelockert, als die 
ausländische Arbeitskraft lediglich 
ordnungsgemäß zu einer Beschäf-
tigung im Staat des Betriebssitzes 
über die Dauer der Entsendung 
nach Österreich hinaus zugelassen 
und beim entsendenden Unter-

nehmen rechtmäßig beschäftigt 
ist. Es entfällt somit die Vorausset-
zung der für eine unbefristete Zeit 
abgeschlossenen Beschäftigung 
oder des bereits seit mindestens 
einem Jahr bestehenden Dienst-
verhältnisses. Unverändert bleibt, 

dass die österrei-
chischen Lohn- 
und Arbeitsbedin-
gungen sowie die 
sozialversiche-

rungsrechtlichen Bestimmungen 
einzuhalten sind. Ab 2008 muss 
die Entsendung nicht mehr beim 
Arbeitsmarktservice (AMS) ange-
zeigt werden, sondern es ist einzig 
die im § 7 Arbeitsvertragsrechts-
anpassungsgesetz (AVRAG) vorge-
sehene schriftliche Meldung an die 
Zentrale Koordinationsstelle für die 
Kontrolle der illegalen Arbeitneh-
merbeschäftigung (KIAB) durchzu-
führen. Diese § 7 AVRAG-Meldung 
dient als Grundlage für die Prüfung 
der materiellen Voraussetzungen für 
die Betriebsentsendung. Sie wird 
ab 2008 um Daten erweitert, die für 
die Prüfung einer gemeinschafts-
rechtskonformen Entsendung durch 
das AMS erforderlich sind. Die 
KIAB hat die Meldung unverzüglich 
an das zuständige AMS weiter-
zuleiten. Dieses hat binnen zwei 
Wochen ab Einlangen der Meldung 
das Vorliegen der Voraussetzungen 
mittels EU-Entsendebestätigung zu 
bescheinigen oder bei Nichtvorlie-
gen die Entsendung zu untersagen. 
Bei Vorliegen der Voraussetzungen 
darf die Beschäftigung auch ohne 
EU-Entsendebestätigung begonnen 

werden. Diese Regelung findet aber 
nur Anwendung, wenn eine Entsen-
dung aus alten EU-Staaten erfolgt. 

Übergangsarrangement 
Für Entsendungen aus neuen EU-
Mitgliedstaaten außer Malta und 
Zypern bleibt für den geschützten 
Dienstleistungssektor das Über-
gangsarrangement bestehen. Das 
AMS hat in solchen Fällen weiterhin 
eine Entsende- oder Beschäf-
tigungsbewilligung zu erteilen. 
Weiters wurde der Strafrahmen 
für unberechtigte Beschäftigung 
und Verletzung der Meldepflichten 
gemäß § 7 AVRAG erhöht.

Mit Jänner 2008 trat auch die 
Erweiterung der Saisoniersregelung 
in der Land- und Forstwirtschaft für 
Staatsangehörige der neuen EU-
Mitgliedstaaten in Kraft. Beschäf-
tigungsbewilligungen dürfen nun 
von vornherein für maximal neun 
Monate erteilt werden, wenn die 
Saisonarbeitskraft aus einem neuen 
EU-Staat kommt und schon in den 
vorangegangenen drei Jahren im 
Rahmen der Saisonkontingente 
beschäftigt war. Die bisherigen 
AMS-Meldungen des Dienstge-
bers über Beginn und Ende des 
Beschäftigungsverhältnisses eines 
bewilligungspflichtigen Ausländers 
fallen ab 2008 weg. Für beschäf-
tigte Ausländer im Rahmen von 
Saisonkontingenten sind jedoch 
weiterhin AMS-Meldungen erfor-
derlich.

sabine.gassner@at.pwc.com

Ausländerbeschäftigungsnovelle 2008
Mit der seit Jahresanfang geltenden Novelle treten insbesondere 
Änderungen für Wissenschaftler, bei Entsendungen sowie bei den  
Meldeverpflichtungen in Kraft.

Die Ausnahmeregelung 

für wissenschaftlich tätige 

Ausländer wurde erweitert  
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Mitarbeiterbeteiligung. Was in 

der Praxis zählt und welche 

Modelle im Trend liegen 4

Der gelbe Riese. Die Spiel­

regeln für ein erfolgreiches 

Engagement in China 26

Stadt der Zukunft. Aufgaben

und Lösungsansätze für 

Ballungszentren 19
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Schwerpunktthema Rechte und Pflichten des Aufsichtsrats 

Neuer Aufgaben-Mix: Was 
für Aufsichtsräte wichtig ist

Berichterstattung. Welche 

Informationen der Aufsichtsrat 

einfordern kann. 10

Umsatzsteuer. Was im neuen 

regulatorischen Umfeld zu 

bedenken ist. 22

Beschwerdesystem. Sinn

und Unsinn der populären 

„Whistleblower Hotlines“. 27
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Schwerpunktthema Vorsorge

Vorsorgen leicht gemacht -
die besten Modelle nutzen

Firmenpension. Wie wichtige 

Mitarbeiter durch Zusatzleis-

tungen zu binden sind. 9

Klein- und Mittelbetriebe. Wie

Sie die Vorteile des KMU-För-

derungsgesetzes nutzen. 15

CEE-Büromärkte. Wie sich die 

Immobilienpreise und Rendi-

ten aktuell verändern. 20
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Schwerpunktthema Effizienz im öffentlichen Sektor

Herausforderungen
kommunaler Versorgung

Staat oder Privat. Maßnah­

men, die den Nutzen für alle 

Beteiligten erhöhen. 4

Betrugsgefahr. Wie Sie den 

trickreichen Umsatzsteuer­

betrügern entgehen. 18

Benchmarking. Praxisbericht

über ein Erfolgsprojekt im 

Technologiebereich.  22
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Schwerpunktthema Mergers & Acquisitions

Der Lead Advisor als zentrale 
Transaktions-Drehscheibe

KöSt-Senkung. Spiel mit ab-

weichenden Wirtschaftsjahren 

hilft Steuern sparen. 21

PKW-Luxustangente. Autos 

sind für Finanz bis 40.000 

Euro kein Luxus mehr. 22

Gewinnspiele ohne Schen-

kungssteuer. Gesetzesnovelle 

bringt Steuer zu Fall. 26
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Schwerpunktthema Unternehmen in der Krise

Krisen decken oft besondere 
Potenziale und Chancen auf 

Gruppenbesteuerung. Die 

neue Gesetzeslage hat auch 

ihre Tücken. 18

Anpassung. Ausländische 

Pensionsbezüge werden in-

ländischen gleichgestellt.  21

Vertrauen in Börsenotierte. 

Sarbanes-Oxley fordert 

Management und Berater. 25
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Schwerpunkt Immobilien & Transaktionen

Immobilien: Chancen nützen 
– Kostenfallen vermeiden!

CEO-Survey 2005: Risikoma-

nagement am Prüfstand – wie 

riskant ist Ihr Business?  18

Fair-Value-Bewertungsgesetz: 

Die ersten Erfahrungen – ein 

Bericht aus der Praxis 16

Biodiesel: Ein sicheres Ge-

schäft in einer wachsenden 

Marktnische  20
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Schwerpunktthema Arbeitsmigration in der EU-25

Arbeit ohne Grenzen: Lockruf 
des boomenden Osteuropa 

Top-Standorte. Steuerliche 

Attraktivität für Expatriates im 

internationalen Vergleich.  10

Arbeitsrecht. Worauf bei 

grenzüberschreitenden Tätig-

keiten zu achten ist.  6

Holländische Auktion. Plus 

und Minus des IPO-Verfah-

rens, das Google wählte. 26
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Während bisher nur Finanzinsti-
tutionen eine Organschaft bilden 
konnten, wird nun die Errichtung 
einer Organschaft für alle in Ungarn 
ansässige verbundene Unter-
nehmen ermöglicht. Innerhalb 
der Organschaft erbrachte Liefe-
rungen und Dienstleistungen sind 
als interne Geschäftsvorfälle nicht 
steuerbar. Die Organschaft ernennt 
einen Vertreter, der die Verpflich-
tungen der Organ-
schaft erfüllt. Es ist 
nicht erforderlich, 
dass alle in Ungarn 
ansässigen ver-
bundenen Unternehmen Mitglieder 
der Organschaft werden. Aller-
dings sind auch die nicht Mitglied 
werdenden Unternehmen gemein-
schaftlich für die Umsatzsteuer-
verbindlichkeiten der Organschaft 
haftbar.

Konsignationslager
Das ungarische UStG sieht eine 
Vereinfachung bei Konsignations-
lagern vor, sofern sich diese Lager 
auf dem Gelände des ungarischen 
Kunden befinden und nur dieser 
Kunde aus einem Lager Waren ent-
nimmt. Der ausländische Lieferant 
muss sich bei Anwendung dieser 
Vereinfachung nicht in Ungarn 
registrieren lassen. Nach dem alten 
UStG konnte die Vereinfachung 
nicht angewendet werden, wenn 
der Lieferant in Ungarn umsatz-
steuerlich registriert war. Die neue 
Regelung besagt, dass eine Regis-

trierung, die nicht in Zusammen-
hang mit den Waren des Lagers 
steht, unschädlich ist. 

Finanzdienstleistungen 
Die Steuerbefreiungen von Finanz-
dienstleistungen wurden neu 
gefasst. Im alten UStG wurden 
Befreiungen unter Verweis auf 
Dienstleistungsnummern, die vom 
Statistischen Amt festgelegt und 

beurteilt wurden, 
definiert. Die 
Definition des 
neuen Gesetzes 
übernimmt größ-

tenteils den Wortlaut der Vorgabe 
der EG-Richtlinie. Der Verweis auf 
die Dienstleistungsnummern ent-
fällt. Tendenziell wird dadurch der 
Anwendungsbereich der Befrei-
ungen bei Finanzdienstleistungen 
eingeschränkt. 

Immobilienverkauf und Steuern
Während bisher im Wesentlichen 
nur die Vermietung von Immobilien 
und der Verkauf von Wohnimmo-
bilien steuerbefreit war, so ist nach 
der Novelle auch der Verkauf von 
Immobilien größtenteils ausgenom-
men. Es kann zur Steuerpflicht für 
die Vermietungstätigkeit und den 
Verkauf auch getrennt optiert wer-
den, wenn die Steuerpflicht vorher 
der Steuerbehörde angezeigt wird. 
Die Übertragung der Steuerschuld-
nerschaft wurde ausgedehnt. So ist 
etwa bei steuerpflichtigen Immobi-
lienverkäufen und bei Lieferungen 

aufgrund eines Bauvertrags zwi-
schen in Ungarn registrierten Steu-
erpflichtigen die Steuerschuldner-
schaft auf den Empfänger verlagert.

Rechnungslegung, rückwirkende 
Registrierung
Bei der Rechnungserstellung haben 
sich bedeutende Änderungen erge-
ben. So ist ab 1. Jänner 2008 bei 
Abrechnung in Fremdwährung der 
Umsatzsteuerbetrag zusätzlich in 
ungarischen Forint (HUF) anzuge-
ben. Die Umrechnung von Fremd-
währungsbeträgen erfolgt grund-
sätzlich mit dem Verkaufskurs einer 
ungarischen Bank. Nur bei ent-
sprechender Beantragung kann der 
Umrechnungskurs der ungarischen 
Nationalbank verwendet werden. 
Die Vorschriften zur Rechnungskor-
rektur und -stornierung haben sich 
erheblich vereinfacht. Zudem wurde 
ausländischen Steuerpflichtigen 
die Möglichkeit eingeräumt, eine 
umsatzsteuerliche Registrierung 
rückwirkend zu beantragen. Dies 
gilt auch für Zeiträume vor 2008. 
Sofern die rückwirkende Registrie-
rung bis zum 31. März 2008 erfolgt, 
entfallen grundsätzlich diverse 
Strafzuschläge. 

Darüber hinaus gibt es andere, 
weitreichende Änderungen. Bei 
diesen und den angesprochenen 
Änderungen besteht teilweise 
erheblicher Klärungsbedarf.

felix.becker@hu.pwc.com

Neues Umsatzsteuergesetz in Ungarn
Am 1. Jänner 2008 ist in Ungarn ein neues Umsatzsteuergesetz in 
Kraft getreten. Das Gesetz wurde inhaltlich und strukturell verändert 
und beinhaltet wesentliche Änderungen in verschiedenen Bereichen.

In Ungarn ist nun auch  

der Immobilienverkauf 

größtenteils steuerbefreit 
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Vom Steuerabzug gemäß § 99 EStG 
sind Einkünfte von ausländischen 
Leistungserbringern betroffen, die 
wegen ihrer hohen Mobilität schwer 
für die österreichische Finanzbe-
hörde greifbar sind. Darunter fallen 
Schriftsteller, Vortragende, Künstler, 
Architekten, Sportler, Artisten oder 
Mitwirkende bei Unterhaltungs-
darbietungen und Aufsichtsräte. 
Der österreichische Leistungsemp-
fänger hat für den ausländischen 
Leistungserbringer die Höhe der 
Abzugsteuer zu berechnen, diese 
einzubehalten und an das zustän-
dige Finanzamt abzuführen. Er haf-
tet für die richtige Einbehaltung und 
Abfuhr. Die Abzugsteuer beträgt 
20 Prozent des Bruttobetrages der 
Einnahmen des Leistungserbringers 
und der vom inländischen Auftrag-
geber übernommenen Kosten, wie 
etwa Reise- und Unterkunftskosten. 
Die Umsatzsteuer ist nicht von der 
Abzugsteuer erfasst. 

Betriebsausgaben abziehen
Als Folge der EuGH-Judikatur in 
der Rechtssache Scorpio ist es 
unter bestimmten Voraussetz-
ungen möglich, bei Berechnung 
der Abzugsteuer Betriebsausgaben 
des Leistungserbringers von den 
Bruttoeinnahmen abzuziehen. Der 
ausländische Leistungserbringer 
hat in einem Mitgliedstaat der EU 
oder dem EWR ansässig zu sein 

und die Ausgaben haben mit den 
beschränkt steuerpflichtigen Ein-
künften in einem unmittelbaren 
Zusammenhang zu stehen. Dies 
trifft etwa auf Kosten der Anreise 
oder Unterkunft zu. Weiters sind die 
Ausgaben dem österreichischen 
Leistungsempfänger vom Leis-
tungserbringer schriftlich mitzutei-
len. Wenn die bei Berechnung der 
Abzugsteuer zu 
berücksichtigenden 
Ausgaben über 
2.000 EUR betra-
gen und der Emp-
fänger dieser Ausgaben in Öster-
reich beschränkt steuerpflichtig ist, 
muss die inländische Besteuerung 
der Beträge ausreichend sicherge-
stellt sein. 

Betrachtung im Einzelfall
Wird die Option zum Betriebsaus-
gabenabzug genützt, erhöht sich 
die Abzugsteuer von 20 auf 35 Pro-
zent, wenn es sich beim Leistungs-
erbringer um eine natürliche Person 
handelt. Ist der Erbringer eine 
juristische Person, erhöht sich die 
Abzugsteuer auf 25 Prozent. Der 
höhere Steuersatz ist jeweils auf die 
Nettoeinkünfte anzuwenden. Durch 
die Berücksichtigung von Betriebs-
ausgaben sinkt die Bemessungs-
grundlage. Aufgrund der höheren 
Steuersätze von 25 bzw. 35 Prozent 
könnte jedoch der Effekt eintreten, 

dass die Steuerbelastung trotz 
Berücksichtigung von Betriebsaus-
gaben und damit einer geringeren 
Bemessungsgrundlage insgesamt 
steigt. Die Nettobesteuerung und 
der Steuersatz von 35 Prozent bei 
natürlichen Personen wird dann 
günstiger sein, wenn die Ausgaben 
mehr als 42,86 Prozent der Ein-
nahmen betragen. Dies ist jedoch 

im Einzelfall zu 
untersuchen. 
Mit schriftlicher 
Mitteilung der 
zu berücksich-

tigenden Ausgaben, inklusive der 
vom Abzugspflichtigen übernom-
menen Spesen, an den österrei-
chischen Leistungsempfänger, 
dokumentiert der Leistungserbrin-
ger, dass von der Nettobesteuerung 
Gebrauch gemacht werden soll. 
Der Leistungsempfänger kann in 
weiterer Folge bei Berechnung der 
Abzugsteuer die Ausgaben abzie-
hen, muss dies aber aus Haftungs-
gründen nicht tun. Bei Nichtausü-
bung der Option oder bei auslän-
dischen Leistungsempfängern, die 
nicht in der EU oder im EWR-Raum 
ansässig sind, besteht die Mög-
lichkeit die Betriebsausgaben im 
Rahmen der Antragsveranlagung zu 
berücksichtigen.

angelika.plassak@at.pwc.com 
hannes.rasner@at.pwc.com

Steuerabzug bei beschränkt Steuerpflichtigen
Bei der Berechnung der Abzugsteuer nach § 99 EStG besteht für 
ausländische beschränkt Steuerpflichtige die Möglichkeit, Betriebs-
ausgaben zu berücksichtigen. Dies ist aber nicht immer vorteilhaft.

Trotz einer geringeren  

Bemessungsgrundlage 

 kann die Steuer steigen
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Die Kammerumlage setzt sich aus 
den drei Bestandteilen Kammerum-
lage 1, Kammerumlage 2 sowie 
der Grundumlage zusammen. Die 
ersten beiden Komponenten dienen 
der allgemeinen Finanzierung der 
Bundes- und Länderwirtschafts-
kammern, die Grundumlage hinge-
gen der Finanzierung der Fachgrup-
pen und Fachverbände innerhalb 
der Wirtschaftskammer. 

Die Kammerumlage 1 (KU 1) ist im 
Wirtschaftskammergesetz (WKG) 
geregelt. Grundsätzlich sind alle 
Mitglieder der Wirtschaftskammer-
organisation KU 1-pflichtig. Wenn 
die im Inland erzielten steuerbaren 
Umsätze im Kalen-
derjahr den Betrag 
von 150.000 EUR 
nicht übersteigen, 
ist keine KU 1 zu 
entrichten. Hierbei handelt es sich 
um den Nettoumsatz, der durch 
die, die Mitgliedschaft begrün-
dende Tätigkeit erwirtschaftet 
wird. Der KU 1-Satz beträgt für 
alle Bundesländer einheitlich drei 
Promille. Dieser Promillesatz setzt 
sich aus einem Landeskammer-
anteil von 1,8 Promille und einem 
Bundeskammeranteil von 1,2 Pro-
mille zusammen. Die KU 1 ist 
eine Selbstberechnungsabgabe. 
Das bedeutet, dass sie nicht vor-
geschrieben wird, sondern vom 

Kammermitglied kalenderviertel-
jährlich selbst zu berechnen und 
bis spätestens zum 15. des auf das 
Kalendervierteljahr zweitfolgenden 
Kalendermonats an das Betriebs-
stättenfinanzamt zu entrichten ist.

Bemessungsgrundlage der  
Kammerumlage
Die Bemessungsgrundlage der 
Umlage besteht aus mehreren Tei-
len. Die dem Kammermitglied in 
Rechnung gestellte Umsatzsteuer 
ist – mit Ausnahme der Umsatz-
steuer, die bei Geschäftsveräuße-
rungen anfällt – ebenso relevant wie 
die vom Kammermitglied geschul-
dete Einfuhrumsatzsteuer. Das 

trifft auch auf die 
vom Kammermit-
glied geschuldete 
Erwerbsteuer zu. 
Schließlich ist die 

Umsatzsteuerschuld betroffen, 
die aufgrund der an das Kammer-
mitglied für dessen Unternehmer 
erbrachten Leistungen auf diese 
übergegangen ist (Reverse Charge), 
abzüglich der Umsatzsteuer, die auf 
einen Eigenverbrauch entfällt. Für 
einzelne Branchen gelten geson-
derte Bestimmungen für die Ermitt-
lung der Bemessungsgrundlage. 
Betroffen sind etwa Banken, Lea-
singunternehmen, Spediteure und 
Güterbeförderungsunternehmen 
sowie Tankstellen, falls sie Eigen-

händler sind. Sonderbestimmungen 
existieren auch für Reisebüros, 
gewerbliche Bauträger, Erdölindus-
trie, Brennstoff- und Mineralölhan-
del, Verbundgruppen des Handels, 
Versicherungen, kleine Versiche-
rungsvereine, österreichische Lotte-
riegesellschaften, Pensionskassen 
und Werbeunternehmer.

Die Kammerumlage 2 ist der 
Zuschlag zum Dienstgeberbeitrag 
(DZ). Als Bemessungsgrundlage für 
den DZ ist die Beitragsgrundlage 
für den Dienstgeberbeitrag zum 
Familienlastenausgleichsfonds (DB) 
heranzuziehen. Es gelten die glei-
chen Freigrenzen wie beim DB. Der 
KU 2-Satz setzt sich aus einem für 
alle Bundesländer gültigen Bundes-
kammeranteil von 0,15 Prozent und 
einem von jeder Landeskammer 
festgesetzten Anteil zusammen. 
Wegen der unterschiedlichen Lan-
deskammersätze für jedes Bun-
desland ergeben sich verschiedene 
KU 2-Sätze. Die Kammerumlage 2 
ist, wie die Kammerumlage 1, eine 
Selbstberechnungsabgabe. Sie ist 
monatlich zu ermitteln und bis spä-
testens 15. des nächstfolgenden 
Kalendermonats an das Betriebs-
stättenfinanzamt abzuführen. Die 
von allen Mitgliedern entrichteten 
Grundumlagen sind die wesentliche 
finanzielle Basis für die Arbeit der 
Fachgruppen und Fachverbände. 

Steuern, die manchmal vergessen werden
Manche Steuern sind selbst Unternehmern oft  nicht bekannt und 
bleiben deshalb unbeachtet. Dazu zählen auch Kammerumlage,  
Gesellschaftsteuer, Rechtsgeschäftgebühren und U-Bahn-Steuer.

Die Kammerumlage wird 

nicht vorgeschrieben, sie 

ist selbst zu berechnen 
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Nach dem Wirtschaftskammerge-
setz haben alle Mitglieder für jede 
Berechtigung zum selbständigen 
Betrieb eines Unternehmens, die in 
den Wirkungsbereich einer Fach-
gruppe oder eines Fachverbandes 
fällt, Grundumlage zu entrichten. 
Die Höhe der Grundumlage wird 
jährlich von jeder Fachgruppe 
autonom beschlossen. Sie kann 
aufgrund einer allgemein leicht fest-
stellbaren Bemessungsgrundlage, 
etwa der Gehaltssumme, oder in 
einem festen Betrag festgesetzt 
werden. Die  Grundumlage wird 
binnen einem Monat nach Erhalt 
der Vorschreibung fällig.

Gesellschaftsteuer
Die im Kapitalverkehrsteuerge-
setz geregelte Gesellschaftsteuer 
erfasst die Zufuhr von Eigenkapi-
tal an inländische Kapitalgesell-
schaften. Der Gesellschaftsteuer 
unterliegen Vorgänge, wie die Kapi-
taleinzahlung bei Gründung, wei-
tere Einzahlungen, Nachschüsse, 
Zuzahlungen bei der Umwandlung 
von Aktien in Vorzugsaktien sowie 
Gesellschafterzuschüsse. Die 
Rückzahlung überhöhter Kom-
manditentnahmen, Leistungen zur 
Abwendung des drohenden Kon-
kurses und der Verzicht auf bereits 
entstandene Zinsforderungen 
gegen eine Tochtergesellschaft sind 
ebenfalls erfasst. Das gilt darüber 
hinaus für unentgeltliche oder ver-
billigte Überlassung von Waren, für 
die Verlegung von Geschäftsleitung 
oder Sitz einer ausländischen Kapi-
talgesellschaft in das Inland und 
für die Zuführung von Anlage- oder 
Betriebskapital durch eine Dritt-
lands-Kapitalgesellschaft an ihre 
inländische Niederlassung. Gesell-
schaftsteuerpflicht besteht bei Leis-
tungen eines direkten Gesellschaf-
ters sowie einer Schwesternge-
sellschaft, also einer Gesellschaft, 
an der der direkte Gesellschafter 
beteiligt ist. Zuschüsse eines 
indirekten Gesellschafters, soge-

nannte „Großmutterzuschüsse“, 
sind auf Basis entsprechender 
Erlässe der Finanzverwaltung nicht 
gesellschaftsteuerpflichtig. Als 
Kapitalgesellschaften im Sinne 
des Kapitalverkehrsteuergesetzes 
gelten neben Aktiengesellschaften, 
Gesellschaften mit beschränkter 
Haftung auch Kommanditgesell-
schaften, wenn eine Kapitalgesell-
schaft zu den persönlich haftenden 
Gesellschaftern gehört. Dies trifft 
bei der Form der GmbH & Co KG 
zu. Die Gesellschaftsteuer beträgt 
ein Prozent des Wertes der Gegen-
leistung. Der Steuerschuldner, also 
die Kapitalgesellschaft, hat die 
Abgabenerklärung bis zum 15. des 
zweitfolgenden Monats, in dem 
der Rechtsvorgang stattgefunden 
hat, beim Finanzamt einzureichen. 
Dies ist auch in elektronischer Form 
möglich.

Rechtsgeschäftsgebühren nach 
dem Gebührengesetz
Der Rechtsgeschäftsgebühr nach 
dem Gebührengesetz (GebG) unter-
liegen bestimmte zivilrechtlich gültig 
zustande gekommene Rechtsge-
schäfte, wie etwa Bestandverträge, 
Darlehens- und Kreditverträge, 
Wechsel oder Zessionen. Voraus-
setzung für das Entstehen einer 
Gebührenpflicht ist die Errichtung 
einer rechtsbezeugenden oder 
rechtsbekundenden Urkunde. Es 
muss also ein schriftliches Beweis-
mittel über das betreffende Rechts-
geschäft vorliegen. 

Wird ein Gesellschafterdarlehen 
nicht beurkundet, löst die Auf-
nahme des Darlehens in die nach 
den abgabenrechtlichen Vor-
schriften im Inland zu führenden 
Bücher und Aufzeichnungen des 
Darlehensschuldners Gebühren-
pflicht aus. Die Höhe des anzu-
wendenden Hundertsatzes ist 
von der Art des Rechtsgeschäftes 
abhängig. Er beträgt beispielsweise 
1/8 Prozent der Bemessungsgrund-

lage für Wechsel, 0,8 Prozent für 
Zessionen sowie für Darlehens- und 
Kreditverträge. Revolvierende Kre-
ditverträge mit einer Laufzeit über 
fünf Jahren sind mit 1,5 Prozent 
versehen. Für Bestandsverträge 
beträgt der Satz ein Prozent, für 
außergerichtliche Vergleiche liegt 
er bei ein bzw. zwei Prozent. Bei 
gegen ein Entgelt eingeräumte 
Dienstbarkeiten beträgt der Satz 
zwei Prozent. Für Glücksverträge 
gelten zwischen zwei und 25 Pro-
zent der Bemessungsgrundlage.

Rechtsgeschäftsgebühren werden 
entweder aufgrund einer Gebühren-
anzeige an das zuständige Finanz-
amt mit Bescheid vorgeschrieben 
oder im Wege der Selbstbemes-
sung entrichtet. Der Steuerschuld-
ner hat die Gebührenanzeige 
bis zum 15. des zweitfolgenden 
Monats, in dem die Gebühren-
schuld entstanden ist, beim zustän-
digen Finanzamt einzubringen. 

Dienstgeberabgabe –  
U-Bahn-Steuer 
Die Dienstgeberabgabe dient der 
Finanzierung der Wiener U-Bahn 
und wird von allen Dienstgebern, 
die in Wien mindestens einen 
Dienstnehmer beschäftigen, 
erhoben. Die Dienstgeberabgabe 
beträgt für jeden Dienstneh-
mer 0,72 EUR pro angefangener 
Arbeitswoche. Ausnahmen gel-
ten etwa für Dienstnehmer, die 
das 55. Lebensjahr überschritten 
haben, Lehrverhältnisse im Sinne 
des Berufsausbildungsgesetzes 
oder Dienstverhältnisse, bei denen 
die vom Dienstnehmer zu leis-
tende Arbeitszeit zehn Stunden 
pro Woche nicht übersteigt. Die 
Dienstgeberabgabe ist monatlich zu 
berechnen und bis zum 15. des Fol-
gemonats an die Stadtkasse beim 
Magistrat zu entrichten.

verena.grob@at.pwc.com 
 sonja.drexler@at.pwc.com
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Steuer

Financial Services Steuer-News
Änderungen bei Wertpapierersatzbeschaffung, Investmentfonds-
richtlinien und Mittelstandsfinanzierungsgesellschaften. 

Bei der Ersatzbeschaffung von 
Wertpapieren für die ein Freibetrag 
für investierte Gewinne in Anspruch 
genommen wird, ist eine Umschich-
tung nicht mehr möglich. Das 
bedeutet, dass der Freibetrag nach 
§ 10 EStG in Höhe von zehn Pro-
zent nachzuversteuern ist, wenn die 
Papiere vor Ablauf von vier Jahren 
ersatzlos verkauft werden. Bisher 
war es möglich den gewinnerhö-
henden Ansatz zu vermeiden. Dies 
galt dann, wenn die 
verkauften Papiere 
mit Wertpapieren, 
die ebenfalls die 
Voraussetzungen 
für die Anwendung des Freibetrags 
für investierte Gewinne erfüllen, 
ersetzt wurden. Ab 2008 müssen 
angeschaffte begünstigte Wert-
papiere demnach grundsätzlich 
durchgehend vier Jahre lang im 
Betriebsvermögen gehalten wer-
den. Im Falle des vorzeitigen Aus-
scheidens kann die Nachversteu-
erung nur unterbleiben, wenn im 
Jahr des Ausscheidens abnutzbare, 
körperliche Wirtschaftsgüter ersatz-
beschafft oder ersatzhergestellt 
werden. Die vierjährige Behaltefrist 
wird dadurch nicht unterbrochen.

Eine weitere Änderung des § 10 
EStG betrifft den Ausweis des Frei-

betrags in der Steuererklärung bzw. 
in der Beilage zur Steuererklärung 
und im Anlagenverzeichnis. Im 
Interesse besserer Überprüfbar-
keit ist bereits ab der Veranlagung 
2007 der Freibetrag für investierte 
Gewinne in der Steuererklärung 
getrennt hinsichtlich körperlicher 
Wirtschaftsgüter und Wertpapiere 
anzugeben. Der Freibetrag für 
investierte Gewinne gemäß § 10 
EStG soll im Anlagenverzeichnis 

direkt bei den 
jeweiligen Wirt-
schaftsgütern 
ausgewiesen wer-
den. Die bisherige 

Regelung, dass mit der Steuer-
erklärung ein gesondertes Ver-
zeichnis über die Wirtschaftsgüter, 
für die ein Freibetrag in Anspruch 
genommen wird, vorzulegen ist, 
wurde dadurch abgeändert. Für 
Wertpapiere gemäß § 14 Abs. 7 Z 4 
EStG ist ein gesondertes Verzeich-
nis zu führen, das auf Verlangen der 
Abgabenbehörde vorzulegen ist.

Investmentfondsrichtlinien 2008
Derzeit befindet sich ein Entwurf 
zu den Investmentfondsrichtlinien 
2008 (InvFR 2008) in Begutachtung. 
Dieser soll die bestehenden InvFR 
2003 ablösen. Die Richtlinien an 
sich stellen die Rechtsansicht des 

Bundesministeriums für Finanzen 
(BMF) dar und sind als reiner Aus-
legungsbehelf für die Finanzämter 
zu betrachten. In den InvFR 2008 
finden nun unter anderem gesetz-
liche Änderungen der letzten Jahre, 
wie die Schaffung der blütenweißen 
ausländischen Investmentfonds 
mit 1. Juli 2005 oder die laufende 
Rechtsprechung des UFS, Eingang. 
Wir stellen vorausschauend für 
betriebliche Investoren relevante 
mögliche Neuerungen vor. Ände-
rungen des Entwurfes sind jedoch 
nicht auszuschließen.

In der Rz 182 InvFR 2008 ist unter 
Berücksichtigung der Rechtspre-
chung des UFS erstmals ein Verbot 
der Aktivierung ausschüttungs-
gleicher Erträge im Betriebsver-
mögen vorgesehen. Anstatt des-
sen soll ein Aktivposten in dieser 
Höhe in Evidenz gehalten werden, 
der von einem späteren Veräuße-
rungsgewinn abzuziehen ist. Diese 
UFS-Entscheidung wurde vor dem 
VwGH angefochten und ist derzeit 
anhängig.

Bestehende Ungleichbehandlungen 
in der Besteuerung, wie etwa die 
Benachteiligung ausländischer 
Beteiligungserträge gegenüber 
inländischen sowie die unterschied-

Ab 2008 ist eine 

 Wertpapierumschichtung 

nicht mehr möglich
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liche steuerliche Behandlung von 
Substanzgewinnen bei im Betriebs-
vermögen gehaltenen Anteilen an 
in- bzw. ausländischen Investment-
fonds, wurden beibehalten. Es fan-
den hier keine Entwicklungen in der 
Rechtsprechung in die InvFR 2008 
Eingang. 

Die Definition des Begriffes aus-
ländischer Investmentfonds in 
Rz 254 InvFR 2008 wird nun ver-
feinert. Treuhandkonstruktionen 
sowie das Thema „Venture Capital“ 
und „Private Equity“ werden ver-
stärkt berücksichtigt. Laut Rz 265 
InvFR 2008 liegt bei solchen Inves-
titionen dann kein ausländischer 
Investmentfonds vor, wenn „… die 
rechtliche und tatsächliche Ein-
flussnahme auf die Zielgesellschaft 
über den Kapitalsicherungsgedan-
ken hinaus“ geht. 

Geplant ist außerdem eine Mindest-
kapitalbeteiligung über 25 Prozent 
oder eine Nachschussverpflichtung 
der Anleger als Kriterium zum Aus-
schluss des Vorliegens eines aus-
ländischen Investmentfonds. Diese 
Kriterien sollten in Zukunft bei 
grenzüberschreitenden Konstruk-
tionen von Beteiligungsstrukturen 
sowie bei Investitionen im Private 
Equity-Bereich bedacht werden. 

Eine für Kapitalgesellschaften 
interessante Neuerung ist die 
Festschreibung der Anrechnungs- 
bzw. Erstattungsfähigkeit der KESt 
gemäß § 93 (2) Z 1 lit a bis c EStG, 
welche bei Zufluss einer inlän-
dischen Dividende an einen Melde-
fonds abgezogen wird. Diese ist auf 
die mittelbare Wirkung der Betei-
ligungsertragsbefreiung für Kapi-
talgesellschaften zurückzuführen 
und in den Rz 328 und 406 InvFR 
2008 zu finden. Kritisch hervorzu-
heben ist die mangelnde Veröffent-
lichung der für die Anrechnung bzw. 
Erstattung benötigten Daten trotz 
Einreichung dieser durch den steu-

erlichen Vertreter des Fonds auf der 
Webseite des BMF. Die Nicht-Ver-
öffentlichung macht die praktische 
Durchführung einer Anrechnung 
für den Investor für ausländische 
Fonds unmöglich. Hier sollte das 
BMF noch vor Inkrafttreten der 
InvFR 2008 die Voraussetzungen 
für eine tatsächliche Rückerstattung 
schaffen. Derzeit befindet sich eine 
Novelle zum Investmentfondsgesetz 
sowie zum Immobilien-Investment-
fondsgesetz in parlamentarischer 
Begutachtung. Diese soll insbeson-
dere die Wettbewerbsgleichheit für 
Investmentfonds auf europäischer 
Ebene verbessern sowie die Wah-
rung des Anlegerschutzes verstär-
ken. Über relevante Neuerungen zu 
diesen beiden Themen werden wir 
Sie informieren.

Begünstigungen für Mittelstands
finanzierungsgesellschaften 
Mittelstandsfinanzierungen sind ein 
Instrument zur Finanzierung von 
Klein- und Mittelbetrieben. Auf-
grund europarechtlicher Bedenken 
des Vorliegens von unerlaubten 
Beihilfen wurden die bestehenden 
Bestimmungen für Mittelstands
finanzierungsgesellschaften (MiFiG) 
angepasst. Ein Inkrafttreten dieser 
Änderungen ist an die ausstehende 
Zustimmung der Europäischen 
Kommission gebunden. Ohne diese 
Anpassung wäre es ab 2008 nicht 
mehr möglich gewesen, neue MiFiG 
zu gründen. Bei Erfüllung gewisser 
Voraussetzungen ist die MiFiG 
teilweise von der Körperschaft-
steuer befreit. Einlagen in die MiFiG 
sind von der Gesellschaftsteuer 
ebenso befreit, wie der Erwerb von 
Beteiligungen durch die MiFiG von 
Gebühren und Verkehrsteuern.

Gründung als GmbH
MiFiG können künftig auch als 
GmbH gegründet werden. Es ist 
nicht mehr notwendig, dass min-
destens 75 Prozent der Gründer 
Beteiligungsfondsgesellschaften 

oder Kreditinstitute sind. Kör-
perschaften öffentlichen Rechts 
dürfen maximal 50 Prozent der 
Anteile an der MiFiG halten. Die 
Beschränkung der Veranlagung 
des Eigenkapitals zu 75 Prozent im 
Inland entfällt. Die Veranlagung des 
Eigenkapitals der MiFiG erfasst den 
Finanzierungs- und Veranlagungs-
bereich. Der Finanzierungsbereich 
umfasst verschiedene Beteiligungs-
formen. Nunmehr wird die Steuer-
freiheit der MiFiG auf den Finan-
zierungsbereich eingeschränkt. 
Dieser muss bis zum Ablauf des 
fünften Jahres nach der Eintragung 
ins Firmenbuch mindestens 70 Pro-
zent des Eigenkapitals der MiFiG 
umfassen. Die restlichen 30 Prozent 
des Eigenkapitals können auch in 
Anteile an bestimmten Kapitalanla-
gefonds veranlagt werden. Maximal 
20 Prozent des Eigenkapitals der 
MiFiG darf in eine einzelne Beteili-
gung investiert werden. Der Erwerb 
oder die Erhöhung einer Beteiligung 
wird auf 1,5 Mio. EUR pro Jahr 
beschränkt, wobei die MiFiG maxi-
mal 49 Prozent des Nennkapitals 
des Beteiligungsunternehmens 
besitzen darf. 

Die Beteiligung kann nur an nicht 
börsenotierten, kleinen und mitt-
leren Unternehmen mit Sitz in EU 
oder EWR unter bestimmten Vor-
aussetzungen erworben werden. 
Eine Beteiligung an einem Konzern-
unternehmen eines Gesellschafters 
der MiFiG ist ausgeschlossen. 

Für vor dem 31. Dezember 2007 
gegründete MiFiG gibt es fünf Jahre 
Übergangszeitraum, wobei für nach 
dem 31. März 2008 erworbene 
Beteiligungen grundsätzlich die 
neuen Vorschriften anzuwenden 
sind. Vorbehaltlich einer Renotifika-
tion sind die neuen Begünstigungen 
bis 31. Dezember 2012 befristet.

elisabeth.rauch@at.pwc.com 
olivia.stiedl@at.pwc.com
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Je nach Berufsgruppe ist der Unter-
nehmer nach dem Pflichtmodell 
zur Teilnahme verpflichtet oder ent-
scheidet sich nach dem Options-
modell freiwillig für das Vorsorge-
modell. Vom Pflichtmodell sind jene 
Berufsgruppen erfasst, die in der 
Gewerblichen Sozialversicherung 
pflichtversichert in der Kranken-
versicherung sind, also alle Gewer-
betreibenden. Die Gruppe der 
Freiberufler sowie die Land- und 
Forstwirte können freiwillig für die 
neue Unternehmensvorsorge optie-

ren. Der Beitragssatz zur Selbstän-
digenvorsorge beträgt 1,53 Prozent 
der vorläufigen Beitragsgrundlage 
in der Krankenversicherung. 

Die Beiträge werden von der betref-
fenden Sozialversicherungsanstalt 
eingehoben. Im Pflichtmodell wer-
den die Beiträge für die ersten bei-
den Quartale mit den Krankenversi-
cherungsbeiträgen vorgeschrieben. 
Ein Auszahlungsanspruch aus der 
Selbständigenvorsorge besteht 
nach mindestens drei Einzah-

lungsjahren und dann, wenn seit 
der Beendigung der betrieblichen 
Tätigkeit mindestens zwei Jahre 
vergangen sind bzw. wenn die 
Gewerbeausübung seit mindestens 
zwei Jahren ruht sowie bei Pensi-
onsantritt. Die Beiträge zur betrieb-
lichen Vorsorge sind zur Gänze als 
Betriebsausgabe abzugsfähig. Die 
Auszahlung des angesparten Kapi-
tals ist als Einmalbetrag mit sechs 
Prozent steuerbegünstigt.

alexander.boeck@at.pwc.com

Unternehmensvorsorge für Selbständige
Mit 1. Jänner 2008 ist eine betriebliche Vorsorge, die sogenannte 
„Abfertigung neu“, für Selbständige in Kraft getreten. Teils besteht 
eine Verpflichtung zur Teilnahme, teils eine Option dazu.

Steuer

Dividenden, die aus einer Beteili-
gung an einer anderen Gesellschaft 
stammen, dürfen nur dort besteuert 
werden, wo der Dividendenempfän-
ger ansässig ist. Dies gilt, wenn die 
Beteiligung mindestens zehn Pro-
zent beträgt. In allen anderen Fällen 
beträgt die Quellensteuer auf Divi-
denden zehn Prozent. Bisher galten 
generell zehn Prozent. 

Eine Betriebsstätte umfasst nun 
auch Dienstleistungen einschließ-
lich Beratungsleistungen und 
Geschäftsführungstätigkeiten, die 

von einem österreichischen Unter-
nehmen erbracht werden. Dies 
aber nur, wenn die Tätigkeiten in 
der Tschechischen Republik mehr 
als sechs Monate innerhalb eines 
Zeitraumes von zwölf Monaten aus-
geübt werden.

Die 183-Tage-Regel bezieht sich 
auf eine Beschäftigung in einem 
Zeitraum von zwölf Monaten. Bis-
her wurde kalenderjahrbezogen 
vorgegangen. Alle Tage körper-
licher Anwesenheit einschließlich 
Anreise- und Abreisetag und 

vorübergehende Abwesenheiten, 
wie etwa Auslandsdienstreisen, 
Wochenendheimfahrten oder 
Urlaubstage, werden in die Berech-
nung der Beschäftigungszeiträume 
im anderen Staat miteinbezogen. 
Damit weicht die Zählweise vom 
OECD-Musterabkommen ab. Die 
Doppelbesteuerung wird in Öster-
reich durch die Befreiungsmethode 
unter Progressionsvorbehalt, in der 
Tschechischen Republik durch die 
Anrechnungsmethode vermieden.

sybille.pitzer@at.pwc.com

Neu: DBA Österreich-Tschechische Republik
Das neue DBA zwischen Österreich und der Tschechischen Republik 
trat mit 1. Jänner 2008 in Kraft. Bis zu diesem Zeitpunkt galt das  
Abkommen mit der Tschechoslowakischen Sozialistischen Republik.
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Das Unternehmensgesetzbuch 
normiert, dass Rückstellun-
gen für laufende Pensionen und 
Anwartschaften auf Pensionen 
und ähnliche Ver-
pflichtungen mit 
dem sich nach 
versicherungs-
mathematischen 
Grundsätzen ergebenden Betrag 
anzusetzen sind. Anwartschaften 
auf Abfertigungen sind entspre-
chend zu bewerten. Es kann aber 
vereinfachend ein bestimmter Pro-
zentsatz der fiktiven Ansprüche 
zum jeweiligen Bilanzstichtag ange-
setzt werden. Dies gilt, wenn dage-
gen im Einzelfall keine erheblichen 
Bedenken bestehen. Die sonstigen 
Personalrückstellungen sind zu 
ihrem Rückzahlungsbetrag anzu-
setzen. Aus § 236 UGB folgt, dass 
die angewandte Bilanzierungs- und 
Bewertungsmethode bei den Per-
sonalrückstellungen so zu erläutern 
ist, dass ein möglichst getreues 
Bild der Vermögens-, Finanz- und 
Ertragslage vermittelt wird.

Bei den Abfertigungsrückstellungen 
soll angegeben werden, ob und 
in welchen Abständen versiche-
rungsmathematische Gutachten 
eingeholt sowie auf Grundlage 
der Übergangsregelung des Art X 
Abs. 1 RLG Rückstellungen nach-
geholt werden. Für Pensionsrück-

stellungen ist anzugeben, welche 
Verfahren zur Anwendung kommen, 
wie etwa das Teilwert- oder das 
Ansammlungsverfahren. Anzuge-

ben ist auch der 
Zinsfuß der Bar-
wertermittlung. 
Zusätzlich ist auf 
den Unterschieds-

betrag zur gebotenen Pensions-
rückstellung und dessen Nachho-
lung im Rahmen der Methodenbe-
richterstattung einzugehen.

Da das Unternehmensgesetzbuch 
wie erwähnt keine näheren Vor-
schriften enthält, wie der nach ver-
sicherungsmathematischen Grund-
sätzen sich ergebende Betrag zu 
ermitteln ist, stehen auch Rück-
stellungen, die nach den Regeln 
des IAS 19 berechnet werden, 
im Einklang mit den Vorschriften 
des Unternehmensgesetzbuches. 
Deshalb sind, wie oben erwähnt, 
im Anhang mehrere Angaben 
aufzunehmen. Dazu zählen die 
zur Ermittlung der rückgestellten 
Beträge angewendete Methode 
und die zur Berechnung verwen-
deten Rechnungsgrundlagen, wie 
Rechnungszinssatz, biometrische 
Grundlagen, Pensionsantrittsalter 
und Fluktationsannahmen. Dazu 
zählen auch die Berücksichtigung 
von Geldwertanpassungen von 
wertgesicherten Pensionsverpflich-

tungen, Fehlbeträge gegenüber den 
betriebswirtschaftlich begründeten 
Rückstellungen, im Bilanzansatz 
nicht enthaltene versicherungsma-
thematische Gewinne oder Verluste 
bei Anwendung der im IAS 19 vor-
gesehenen Korridormethode.

Sonstige Rückstellungen
Sonstige Personalrückstellungen, 
wie Urlaubs- oder Jubiläumsgeld
rückstellung, werden in der Bilanz 
unter der Position sonstige Rück-
stellungen ausgewiesen. § 237 Z 7 
UGB fordert, dass Rückstellungen, 
die in der Bilanz nicht gesondert 
ausgewiesen werden, anzugeben 
und zu erläutern sind, wenn sie 
einen erheblichen Umfang aus-
weisen. Diese Verpflichtung erfasst 
die Angabe und die Erläuterung, 
ist aber auf wesentliche Positionen 
beschränkt. 

§ 237 Z 13 UGB erfordert weiters 
die Angabe des Betrages, der auf 
die Aufwendungen für Abferti-
gungen fällt (§ 231 Abs. 2 Z 6 lit c 
UGB, Aufwendungen für Abferti-
gungen und Leistungen an betrieb-
liche Mitarbeitervorsorgekassen). 
Alternativ dazu ist der Hinweis 
möglich, dass der Posten nur mehr 
aus Leistungen an betriebliche Mit-
arbeitervorsorgekassen besteht.

bettina.szaurer@at.pwc.com

Serie Anhangangaben: Personalrückstellungen
Der sechste Teil der tipps&trends-Serie über Anhangangaben 
beschäftigt sich mit den detaillierten Angaben zu den Personal
rückstellungen.

Vereinfachend ist ein  

Prozentsatz der fiktiven 

 Ansprüche zu verwenden  

Prüfung&Bilanzierung
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Zuschüsse und Subventionen sind 
geldliche oder geldwerte Vorteils-
gewährungen von Dritten ohne 
entsprechende Gegenleistung. Von 
einem unechten Zuschuss spricht 
man, wenn eine Gegenleistung 
zu erbringen ist. Weiters gibt es  
nicht rückzahlbare 
Zuschüsse, über 
die der Zuschuss-
empfänger ver-
fügen kann ohne 
an Verpflichtungen gebunden zu 
sein. Zusätzlich sind Zuschüsse 
mit Rückzahlungsverpflichtung und 
bedingt rückzahlbare Zuschüsse 
zu unterscheiden. Hierbei sind 
aufschiebend bedingte rückzahl-
bare Zuschüsse und solche mit 
auflösend bedingter Rückzahlungs
verpflichtung möglich. Dienen 
Zuschüsse der Förderung bestimm-
ter Investitionen ins Anlagevermö-
gen, spricht man von Investitions-
zuschüssen. Aufwandszuschüsse 
werden entweder einmalig oder 
regelmäßig zur Abdeckung von 
bestimmten Aufwendungen, etwa 
von Personalaufwendungen oder 
Zinsenaufwand, gewährt.

Bilanzierung von Zuschüssen
Der Zufluss der liquiden Mittel ist 
für den Zeitpunkt der Bilanzierung 
unerheblich, da dieser durch die 
Begründung des Anspruches auf 
die Vorteilsgewährung bestimmt 
wird. Wenn ein Rechtsanspruch 

besteht, muss zum Zeitpunkt der 
Jahresabschlusserstellung entwe-
der der erforderliche Antrag gestellt 
sein oder mit einer an Sicherheit 
grenzenden Wahrscheinlichkeit 
gestellt werden. Wenn jedoch kein 
Rechtsanspruch besteht, muss 

die Bewilligung 
für den Zuschuss 
zum Zeitpunkt der 
Jahresabschluss
erstellung ohne 

Auszahlungsvorbehalt erteilt wor-
den sein.

Bilanzierung und Ausweis von  
Investitionszuschüssen
Grundsätzlich gibt es zwei Mög-
lichkeiten der Bilanzierung von 
nicht rückzahlbaren Zuschüssen 
der öffentlichen Hand. Beim Netto
verfahren wird der Zuschuss von 
den Anschaffungs- und Herstel-
lungskosten abgesetzt. Dieser 
Behandlung liegt der Gedanke 
zugrunde, dass die gewährten Vor-
teile bei wirtschaftlicher Betrach-
tung als Entscheidungsgrundlage 
des Unternehmens dienen und 
damit bei Investitionsentschei-
dungen als Minderung der aufzu-
bringenden Anschaffungs- und 
Herstellungskosten angesehen 
werden. Diese Bilanzierungsme-
thode ist im Anhang zu erläutern. 
Beim Bruttoverfahren wird die Bil-
dung eines Passivpostens für nicht 
rückzahlbare öffentliche Zuschüsse 

gefordert. Die Anschaffungs- und 
Herstellungskosten werden unge-
kürzt ausgewiesen. Der Zuschuss 
wird passivseitig in einem Posten 
erfolgsneutral eingestellt und über 
die Nutzungsdauer des bezu-
schussten Anlagengegenstandes 
verteilt. Der aufgelöste Betrag bil-
det somit einen Ausgleichsposten 
für die Abschreibungen, die vom 
vollen Betrag der Anschaffungs- 
und Herstellungskosten berechnet 
wurden. Die herrschende Literatur 
tritt für eine Erweiterung des Min-
destgliederungsschemas ein. Die-
ser zusätzliche Posten ist nach der 
Gruppe der „Unversteuerten Rück-
lagen“ mit der Bezeichnung „Inves-
titionszuschüsse aus öffentlichen 
Mitteln“ auszuweisen. Der aufge-
löste Betrag ist in der Gewinn- oder 
Verlustrechnung in einem geson-
derten Posten entweder als offener 
Korrekturposten zu Abschrei-
bungen auszuweisen oder unter 
den übrigen sonstigen betrieblichen 
Erträgen zu erfassen.

Falls Zuschüsse der öffentlichen 
Hand bedingt rückzahlbar gewährt 
werden, ist zu unterscheiden, ob 
die Rückzahlungsverpflichtung auf-
schiebend oder auflösend bedingt 
ist. Wenn der Zuschuss mit einer 
aufschiebend bedingten Rückzah-
lungsverpflichtung ausgestattet 
ist, ist der Vorteil mit Eintritt einer 
bestimmten Bedingung an den 

Bilanzieren von Zuschüssen und Subventionen
Lesen Sie, wie Zuschüsse und Subventionen, die von der  
öffentlichen Hand in unterschiedlichen Formen gewährt werden, zu 
bilanzieren sind.

Prüfung&Bilanzierung

Bei nicht rückzahlbaren 

Zuschüssen gibt es zwei 

Varianten zur Bilanzierung
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Zuschussgeber zu retournieren. Bis 
zum Eintritt dieser Bedingung ist die 
Vorteilsgewährung grundsätzlich 
als nicht rückzahlbarer Zuschuss zu 
behandeln und auf der Passivseite 
gesondert auszuweisen. Bei Eintritt 
der Rückzahlungsverpflichtung ist 
der noch nicht erfolgswirksame Teil 
des Zuschusses erfolgsneutral in 
eine Verbindlichkeit einzustellen.

Besteht hingegen für einen 
gewährten Zuschuss eine Rück-
zahlungsverpflichtung, die erst 
bei Eintritt eines bestimmten 
Ereignisses wegfällt, ist diese Ver-
pflichtung als Verbindlichkeit zu 
passivieren, solange die Bedingung 
nicht eingetreten ist. Erst wenn die 
Rückzahlungspflicht erlischt, ist der 
Zuschuss wie ein nicht rückzahl-
barer Zuschuss zu behandeln. Im 
Falle eines Investitionszuschusses 
ist der Betrag erfolgsneutral in 

einen Sonderposten einzustellen 
und über die verbleibende Restnut-
zungsdauer des Vermögensgegen-
standes ertragswirksam aufzulösen. 
Bei Vorliegen eines Aufwandszu-
schusses ist die Verbindlichkeit 
sofort als sonstiger betrieblicher 
Ertrag zu erfassen.

Bilanzierung und Ausweis von  
Aufwandszuschüssen
Aufwandszuschüsse sind aufgrund 
des Saldierungsverbots gemäß 
§ 196 Abs. 2 UGB nach Maßgabe 
des Anfalls jener Aufwendungen, 
für die sie gewährt werden, in der 
Regel als sonstige betriebliche 
Erträge zu erfassen. Gegen eine 
solche Erfassung spricht, wenn 
der Zuschuss für einen Aufwand 
gewährt wird, der entweder im 
Finanzbereich oder im außerordent-
lichen Bereich seinen Niederschlag 
findet. So wäre ein Zinsenzuschuss 

als Ertrag im Finanzergebnis als 
gesonderter Posten auszuweisen. 
Wurde der Zuschuss zur Deckung 
von Aufwendungen in künftigen 
Perioden gewährt, ist der die 
Zukunft betreffende Teilbetrag als 
passive Rechnungsabgrenzung 
auszuweisen.

Schlussfolgerung
Zuschüsse sind ungeachtet ihrer 
Zweckbestimmung in der Gewinn- 
und Verlustrechnung zu berücksich-
tigen. Dies, weil eine erfolgsneu-
trale Einstellung in das Eigenkapital 
nicht erfolgen kann. Investitions-
zuschüsse wiederum erfordern die 
Bildung eines Passivpostens und 
die Erfassung in der Gewinn- und 
Verlustrechnung verteilt über die 
Nutzungsdauer des Vermögensge-
genstandes.

bettina.szaurer@at.pwc.com

Dabei sollte es sich vor allem um 
kleinere Änderungen handeln. 
Diese Änderungen betreffen einer-
seits Bereiche, in denen bisher 
Inkonsistenz zwischen den einzel-
nen Standards herrschte, anderer-
seits Bereiche, in denen eine Klar-
stellung von Begriffen notwendig 
erschien. 

In einigen der folgenden 41 Ände-
rungen wird über das anvisierte 
Ziel der Verbesserung hinausge-
schossen. So etwa beim Vorschlag, 
Unternehmen zu Angaben darüber 
zu verpflichten, wie ihre Abschlüsse 
sich ändern würden, wenn sie 
unter Beachtung aller IFRS erstellt 

worden wären. Dies kann für Unter-
nehmen bedeutend sein, die SEC-
Abschlüsse nach den IFRS, wie 
sie das IASB verabschiedet hat, 
erstellen sollen. Ein Unternehmen, 
das sich bereits jetzt nicht an das 
Regelwerk der IFRS hält, wird sich 
diese zusätzliche Angabenpflicht 
kaum zu Herzen nehmen. 

Weiters könnte die vorgeschlagene 
Streichung der Regelung in IAS 17 
bezüglich der Klassifikation von 
Grund und Gebäuden zusätzliche 
Verwirrung auslösen. Die Ände-
rung von IAS 39 bezüglich der 
Definition eines Derivates, das auf 
nicht finanziellen Variablen beruht, 

könnte weitreichende Folgen mit 
sich bringen. Zum Dritten ist die 
vorgeschlagene Bestimmung 
bezüglich Ausgaben für Werbung 
und Verkaufsmaterial, wonach 
diese als Aufwand zu erfassen sind 
sobald das Unternehmen die Ver-
fügungsmacht darüber hat oder die 
Leistung erhalten hat, umstritten. 
Die durchgängige Anwendung die-
ser Bestimmung könnte in so man-
chen Fällen, etwa bei Katalogen, zu 
Widersprüchen mit der zugrunde 
liegenden Definition von Vermö-
genswerten führen. 

Im Folgenden wird nun der erste 
Teil der 41 Änderungen dargestellt. 

Entwurf zu IFRS-Verbesserungen
Am 11. Oktober 2007 gab der IASB einen Entwurf zu vorgeschla-
genen Verbesserungen an den IFRS heraus. Es handelt sich um  
41 einzelne Änderungen die 25 verschiedene Standards betreffen.
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Standard Bereich Vorgeschlagene Änderung

IFRS 1 
Erstmalige 
Anwendung

1. �Umordnung von IFRS 1 Spezielle Befreiungen und Ausnahmen werden aus dem 
Hauptteil in den Anhang umgegliedert.  

IFRS 5 
Veräußerungen 
und Aufgaben

2. �Plan den beherrschen-
den Anteil an einem 
Tochterunternehmen zu 
verkaufen 

Wenn ein Unternehmen im Rahmen eines Plans verpflich-
tet ist, ein Tochterunternehmen zu veräußern, und dies mit 
dem Verlust der Kontrolle über das Tochterunternehmen 
einhergeht, hat das Unternehmen die Vermögenswerte und 
Schulden des betroffenen Tochterunternehmens als zur 
Veräußerung gehalten zu klassifizieren. Dies gilt unabhängig 
davon, ob das Unternehmen einen nicht beherrschenden 
Anteil an dem Tochterunternehmen nach der Veräußerung 
behält oder nicht. 

Als Konsequenz der Ände-
rung von IAS 41: Verkaufs-
kosten

IFRS 7 
Finanzinstru-
mente: Anga-
ben

3. �Darstellung der 
Finanzierungskosten

IFRS 7.IG 13 wird teilweise gestrichen. Damit wird klar
gestellt, dass nur IAS 1 die Darstellung von Netto-Finan-
zierungskosten regelt und somit Zinserträge und Zinsauf-
wendungen nicht saldiert in der Gewinn- und Verlustrech-
nung ausgewiesen werden dürfen.

IAS 1 
Darstellung des 
Abschlusses

4. �Aussage betreffend 
Übereinstimmung mit  
den IFRS

Ein Unternehmen, in dessen Abschluss erklärt wird, dass 
dieser auf den IFRS basiert, aber nicht vollständig mit 
den IFRS übereinstimmt muss Anhangsangaben über die 
Abweichungen machen.

5. �Klassifizierung der Schul-
denkomponente eines 
wandelbaren Instruments 
als kurzfristig/langfristig

Klarstellung, dass die mögliche Begleichung einer Schuld 
durch die Ausgabe von Eigenkapital für die Klassifizierung 
von kurz- oder langfristig nicht relevant ist. Änderung von 
IAS 1.69(d): eine Schuld ist als kurzfristig zu designieren, 
wenn das Unternehmen kein uneingeschränktes Recht zur 
Verschiebung der Verpflichtung der Zahlung in bar oder 
anderen Vermögenswerten um mindestens 12 Monate nach 
dem Bilanzstichtag hat. 

6. �Klassifizierung von  
Derivaten als kurzfristig/
langfristig

Änderung der Beispiele in den Absätzen 68 und 71 von 
IAS 1 (2007) zur Klarstellung, dass Finanzinstrumente, die 
für Verkaufszwecke gemäß IAS 39 gehalten werden nicht 
immer als kurzfristig ausgewiesen werden müssen.

IAS 7 
Geldfluss
rechnung

Als Konsequenz der Änder-
ung von IAS 16: Verkauf von 
zur Vermietung gehaltener 
Vermögenswerte

IAS 8 
Bewertungs-
methoden

7. �Status der Umsetzungs
leitlinien

Änderung mit der klargestellt wird, dass die Anwendung 
der Umsetzungsleitlinie nicht verpflichtend ist.

IAS 10 
Ereignisse nach 
Bilanzstichtag

8. �Dividenden, die nach dem 
Stichtag beschlossen 
werden

Klarstellung der Erklärung, warum eine Dividende, die nach 
dem Stichtag beschlossen wurde, nicht zu der Erfassung 
einer Verbindlichkeit führt.
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IAS 16 
Sachanlagen

9. Erzielbarer Betrag Der Nettoverkaufspreis wird durch Marktwert abzüglich 
Verkaufskosten in der Definition des erzielbaren Betrags 
ersetzt um eine gleich lautende Bezeichnung mit IFRS 5 
und IAS 36 herzustellen. 

10. �Verkauf von zur Vermie
tung gehaltener Vermö-
genswerte

Klarstellung, dass diese Vermögenswerte wenn sie nicht 
mehr vermietet werden und verkauft werden sollen mit 
ihrem fortgeführten Buchwert zu Vorräten umzugliedern 
sind. Der Erlös aus dem Verkauf dieser Vermögenswerte ist 
als Umsatz gemäß IAS 18 zu erfassen. Anzahlungen für die 
Anschaffung oder Herstellung dieser Vermögenswerte und 
Vorauszahlungen für die Miete und Verkauf dieser Vermö-
genswerte sind innerhalb der operativen Geschäftstätigkeit 
auszuweisen.   

Als Konsequenz der Ände-
rung von IAS 40: Im Bau 
befindliche als Finanzinvesti-
tion gehaltene Immobilien 

Als Finanzinvestitionen gehaltene Immobilien fallen nun-
mehr unter den Anwendungsbereich von IAS 40 anstelle 
von IAS 16.

IAS 17 
Leasingverhält-
nisse

11. �Klassifikation von Leas-
ingverhältnissen von 
Grund und Gebäuden

Die Bestimmungen über die Klassifikation von Grund und 
Gebäuden wird gestrichen um eine Inkonsistenz mit der 
allgemeinen Leasingklassifikation zu beseitigen. 

12. �Bedingte Mietzahlungen Klarstellung, dass bedingte Mietzahlungen sofort bei Erhalt 
erfasst und vereinnahmt werden sollen und nicht basierend 
auf einer linearen Grundlage.

IAS 18 
Erträge

13. �Transaktionskosten 
bei der Begebung von 
Krediten

Änderung von IAS 18 gemäß IAS 39.

IAS 19 
Leistungen an 
Arbeitnehmer

14. �Kürzungen und negative 
past service cost

Klarstellung, dass Kürzungen hinsichtlich past service cost 
als negative past service cost darzustellen sind, weiters 
wurde Verweis auf Wesentlichkeit in Abs. 111 gestrichen.

15. �Bilanzierung der Verwal-
tungskosten eines Plans

Die Definition der Erträge aus Planvermögen werden an 
die Leitlinien in § 107 von IAS 19 durch die folgende vorge-
schlagene Änderung von IAS 19.7 angeglichen: „Die Erträge 
aus Planvermögen sind Zinsen, Dividenden und andere 
Erträge, die aus dem Planvermögen stammen, zuzüglich 
realisierter und nicht realisierter Gewinne und Verluste aus 
dem Planvermögen und abzüglich der Verwaltungskosten 
des Plans (mit Ausnahme derjenigen, die in die versicher-
ungsmathematischen Annahmen zur Bewertung der leis-
tungsorientierten Verpflichtung aufgenommen wurden) und 
abzüglich etwaiger Steuern, die aus dem Plan selbst begli-
chen werden müssen.

16. �Ersetzen der Bezeich-
nung „fällig werden“

In IAS 19.7 wird der Begriff „fällig werden“ durch den Begriff 
„die Erfüllung erwartet wird“ ersetzt. Ziel dieser Änderung 
ist es, den wahrgenommenen Konflikt mit dem Begriff 
„zu erwarten ist“ in IAS 19.8 zu beseitigen. Der erwartete 
Zeitpunkt der Erfüllung der Leistung soll die Klassifizierung 
bestimmen.

Die vorgeschlagenen Änderungen werden voraussichtlich ab 1. Jänner 2009 anzuwenden sein. Die Kommen-
tierungsfrist lief bis 11. Jänner 2008. Eine Fortsetzung der Darstellung erfolgt in der nächsten Ausgabe der 
tipps&trends.� sabine.dam-ratzesberger@at.pwc.com 
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Advisory

Energiepolitischer Rahmen auf EU-Ebene
Im Herbst 2007 hat die EU-Kommission ihr „3. Maßnahmenpaket 
zum Energiebinnenmarkt“ präsentiert. Darin werden weitere Schritte 
zur Wettbewerbsbelebung im Strom- und Gasmarkt vorgeschlagen.

Von der EU-Kommission wurden 
Vorschläge für weitere Maßnahmen 
unterbreitet. Davon sind mehrere 
Aspekte betroffen. Die Vorschläge 
zielen auf eine wirksame Trennung 
der Versorgung und Erzeugung 
vom Betrieb der Netze ebenso ab, 
wie auf die weitere Harmonisierung 
der Befugnisse und Stärkung der 
Unabhängigkeit der nationalen 
Regulierungsbehörden. Behandelt 
wird auch die Einrichtung eines 
unabhängigen Mechanismus für 
die Zusammenarbeit zwischen 
nationalen Regulierungsbehörden 
sowie die Einrichtung eines Mecha-
nismus, der den Übertragungs- und 
Fernleitungsnetzbetreibern eine 
bessere Koordinierung grenzüber
schreitender Netze ermöglicht. 
Zusätzlich wird mehr Transparenz 
auf dem Energiemarkt angestrebt.

Ownership-Unbundling oder  
Independent System Operator
Von den betroffenen Marktteilneh-
mern wurde die Notwendigkeit der 
wirksamen Trennung der Netze von 
bisherigen Energieversorgungsun-
ternehmen am meisten diskutiert. 
Heißes Eisen war das sogenannte 
„Ownership-Unbundling“. Das 
bedeutet, dass die Netze eigen-
tumsrechtlich getrennt werden 

müssen. Im Klartext läuft das auf 
einen Verkauf hinaus. 

Gute Erfahrungen in Österreich
Eine andere Variante wäre das 
„Independent System Operator“-
Modell. Dabei bleibt das Eigentum 
beim bisherigen Unternehmen 
und nur der Betreiber des Netzes 
ist eine eigene 
und unabhängige 
Firma. In Öster-
reich hat man 
damit gute Erfah-
rungen im Gasbereich gemacht. 
OMV ist weiterhin Eigentümer des 
Gasfernleitungsnetzes, betrie-
ben wird es jedoch von der Aus-
trian Gas and Grid Management 
(AGGM).

Letztlich hat sich die Kommission 
jedoch nicht auf eines der bei-
den Modelle festgelegt und den 
Mitgliedstaaten die Entscheidung 
offen gelassen. Die EU-Länder, die 
jedoch gegen die Vorschläge über 
die „Entflechtung von Eigentum“ 
waren, wurden von der portugie-
sischen Ratspräsidentschaft auf-
gefordert, detaillierte Alternativen 
auszuarbeiten. Dieser Bericht sollte 
nun zu Beginn 2008 veröffentlicht 
werden. 

Neue Regulierungsagentur
2003 wurde von der EU-Kommis-
sion eine unabhängige beratende 
Gruppe für Elektrizität und Gas, 
die European Regulators‘ Group 
for Electricity and Gas (ERGEG) 
eingesetzt. ERGEG setzt sich aus 
Vertretern der nationalen Regu-
lierungsbehörden zusammen, die 

bisher nicht ver-
bindliche Leitlinien, 
Empfehlungen und 
Stellungnahmen 
an die Kommission 

richteten. Da die Energiemärkte 
noch immer unterschiedliche 
technische Standards und Regeln 
haben, ist ein Prozess der Harmoni-
sierung und Konvergenz mit unver-
bindlichen Regeln nicht mehr mög-
lich. Deshalb wird nun eine neue 
Agentur geschaffen, die mit 40 bis 
50 Mitarbeitern mehrere Aufgaben 
wahrnimmt. Dazu zählen die Schaf-
fung eines Rahmens für die Zusam-
menarbeit der nationalen Regulie-
rungsbehörden, die regulatorische 
Überwachung der Zusammenarbeit 
zwischen Übertragungs- und Fern-
leitungsnetzbetreiber, die Befugnis 
für Einzelfallentscheidungen sowie 
eine allgemeine Beratungsfunktion.

erwin.smole@at.pwc.com

Unverbindliche Regeln 

 reichen für die  

Harmonisierung nicht aus



	 Februar 2008	 tipps&trends 	33

Advisory

Mit der Kraft von Sonne und Wind
In der jährlichen PwC Umfrage im Energiebereich zeigt sich, dass 
erneuerbare Energieträger einen wesentlichen Anteil in der Energie-
wirtschaft erreichen werden. Bereits jetzt wird verstärkt investiert.

Einen wahren Boom erlebt derzeit 
weltweit Photovoltaik und Solar- 
energie. In den letzten Jahren konn-
ten wesentliche technologische 
Entwicklungsschritte umgesetzt 
werden, sodass die Herstellungs-
kosten gesenkt und zugleich die 
Effizienz gesteigert werden konnte. 
Aufgrund der oftmals stabilen wirt-
schaftlichen Rahmenbedingungen 
erlebt diese Technologie nun einen 
wahren Boom. Die wichtigsten 
Märkte sind derzeit Europa und 
Japan.

Zukunftsweisende Technologie
Die derzeit am meisten produzierte 
Technologie ist die sogenannte 
„2. Generationen Technologie“ 
(kurz „2G“). Es handelt sich um eine 
Dünnfilmtechnologie, bei welcher 

die Solarzellen dünner sind als jene 
der ersten Generation, jedoch min-
destens den gleichen Wirkungsgrad 
erreichen. Mit „3G“ steht bereits die 
nächste Generation in den Start-
löchern. Dabei wird das Licht mit 
speziellen Linsen gebündelt auf die 
eigentliche Solarzelle geleitet.

Engpass Silizium 
Mitte der 90er-Jahre gab es mehr 
Nachfrage für Silizium als Erzeu-
gungskapazitäten. Dies führte zu  
Engpässen und damit verbundenen 
starken Preisanstiegen für Silizium. 
Mittlerweile wurden jedoch ausrei-
chende Produktionsstätten errichtet 
und in Betrieb genommen. Künftig 
wird die Nachfrage 
nach Silizium zur 
Herstellung von 
Solarzellen den 
Bedarf für Silizium 
in der Halbleiterindustrie überstei-
gen.

Boom der Windenergie
In den letzten Jahren wurden mas-
siv Windparks in Europa errichtet, 
wodurch der alte Kontinent zum 
weltweit größten Stromerzeuger 
aus Windenergie avancierte. 
Große Windparks werden künftig 
nicht mehr an Land, sondern im 
Meer, also „off-shore“ in Küsten-

nähe errichtet. Zwar liegen bereits 
einzelne Genehmigungen für die 
Errichtung vor, jedoch wurde noch 
keine Anlage umgesetzt. Die boo-
menden Märkte sind bis 2010 vor 
allem Asien mit einem Wachstum 
von 200 Prozent und Nordamerika 
mit einem Plus von 150 Prozent. 
Europa wird insgesamt jedoch die 
führende Nation in der Winderzeu-
gung bleiben. Bis 2010 wird sich die 
installierte Kapazität von 48,5 auf 
85 GW erhöhen.

Investments schwieriger aber  
noch lukrativ
Investments in Solar- und Wind-
technologien benötigen eine solide 

wirtschaftliche 
Planung. Aufgrund 
der geänderten 
Rahmenbedin-
gungen in den 

aufstrebenden Bereichen sind 
Ansätze, wie sie in den letzten Jah-
ren noch gültig waren, heute nicht 
mehr ausreichend, um die Wirt-
schaftlichkeit eines Projektes zu 
berechnen. Künftig müssen unter 
anderem auch Energiepreisvolatili-
täten, Regulierung oder das Risiko-
management in den Berechnungen 
berücksichtigt werden. 

erwin.smole@at.pwc.com

Photovoltaik in MW

Europa 1.842

Südkorea 22

Japan 1.433

Restliches Asien 121

USA 447

Rest der Welt 407

Gesamt 4.382

Quelle: European Photovoltaic Industry Association

Asien und Nordamerika 

wird ein Boom bei

 Windenergie prophezeit
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Standort&Steuern

Der Körperschaftsteuersatz beträgt 
in Belgien derzeit 33,99 Prozent. 
Unter bestimmten Bedingungen 
können kleine und mittelgroße 
Kapitalgesellschaften von einem 
ermäßigten Steuersatz von bis zu 
24,98 Prozent profitieren. Steu-
erliche Verluste können zeitlich 
unbegrenzt auf zukünftige Perioden 
vorgetragen werden. Die Möglich-
keit eines Verlustrücktrages gibt 
es jedoch nicht. Belgien verfügt 
derzeit über kein Konzernbesteue-
rungsregime, wie etwa Österreich 
mit der Gruppenbesteuerung. Es 
ist jedoch geplant, bis zum Jahr 
2010 ein solches zu implementie-
ren. Natürliche Personen unterlie-
gen ähnlich dem österreichischen 
Steuersystem einem Steuersatz 
zwischen Null und 50 Prozent. Der 
Standardumsatzsteuersatz beträgt 
in Belgien 21 Prozent.

Notional Interest Deduction (NID) –  
Fiktiver Eigenkapitalzinsabzug
Seit 2007 können in Belgien 
ansässige Kapitalgesellschaften 
und Zweigniederlassungen oder 
Betriebsstätten von ausländischen 
Kapitalgesellschaften fiktive Eigen-
kapitalzinsen als Betriebsausgaben 
absetzen. Dabei handelt es sich um 
die „Notional Interest Deduction“. 
Der Zinssatz wird auf der Basis 
von risikolosen Staatsanleihen 

mit zehnjähriger Laufzeit ermittelt. 
Dieser Zinssatz beträgt 3,442 für 
2007 und 3,781 Prozent für 2008. 
Gesellschaften, die dem ermäßigten 
Steuersatz von 24,98 Prozent unter-
liegen, können von einem um einen 
halben Prozentpunkt  höheren Zins-
satz profitieren. Die NID stellt eine 
attraktive steuer-
liche Maßnahme 
zur Gleichbehand-
lung von Eigen- 
und Fremdkapital 
dar und kann, richtig eingesetzt, 
zu einer sehr geringen effektiven 
Steuerlast führen. Können die fik-
tiven Eigenkapitalzinsen in einem 
bestimmten Jahr mangels entspre-
chend hoher steuerlicher Gewinne 
nicht vollständig verwertet werden, 
so darf der in diesem Jahr nicht 
verwertbare Teil bis zu maximal sie-
ben Jahre vorgetragen werden.

Für Zwecke der NID wird als Eigen-
kapital das Grund- bzw. Stamm-
kapital zuzüglich Gewinnrücklagen 
nach belgischem Handelsrecht 
zum Vorjahresstichtag ermittelt. 
Um Missbrauch und doppelte 
Inanspruchnahme der NID zu ver-
meiden, ist das so ermittelte Eigen-
kapital um bestimmte Positionen 
zu korrigieren. Überwiegend han-
delt es sich dabei um sogenannte 
„passive Investitionen“, etwa um 

den steuerlichen Wert von Beteili-
gungen. Als „passive Investitionen“ 
werden generell Wirtschaftsgüter 
angesehen, die nicht unmittelbar 
zur Ausübung des Kerngeschäftes 
benötigt werden. In diesem Zusam-
menhang stellte die unabhängige 
Auskunftsbehörde jedoch kürzlich 

fest, dass eine in 
Belgien ansässige 
Investitionsge-
sellschaft, deren 
Kerngeschäft 

offensichtlich im Kaufen, Halten 
und Verkaufen von „passiven Inves-
titionen“ besteht, für Zwecke der 
NID diesbezüglich keine Bereini-
gung des Eigenkapitals um diese 
Investitionen vorzunehmen braucht. 
Besonders im Bereich der Konzern-
finanzierung stellt Belgien aufgrund 
der NID einen interessanten Stand-
ort für Finanzierungsgesellschaften 
dar.

Patent Income Deduction –  
Freibetrag für Patenteinkünfte
Als Anreiz zur Förderung der For-
schungstätigkeit in Belgien wurde 
mit Wirksamkeit ab 2007 ein Freibe-
trag für Patenteinkünfte von 80 Pro-
zent des Patenteinkommens einge-
führt. Das führt für das Patentein-
kommen zu einer effektiven Steuer-
rate von 6,8 Prozent. Der Freibetrag 
für Patenteinkünfte umfasst Ein-

Investieren in Belgien
Dank des innovativen Steuersystems mit dynamischer Steuerge-
setzgebung hat sich Belgien als attraktiver Standort etabliert. 

Belgien ist als attraktiver 

Holdingstandort das 

„Gateway“ nach Asien 
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künfte aus selbst entwickelten oder 
erworbenen Patenten. Im Fall von 
erworbenen Patenten ist zusätzlich 
erforderlich, dass die patentierten 
Produkte oder Prozesse auch tat-
sächlich produziert oder ausgeführt 
werden. 

Um sich für den Freibetrag zu 
qualifizieren, muss die Gesell-
schaft oder Zweigniederlassung 
grundsätzlich eine gewisse Selb-
ständigkeit im Konzern aufweisen. 
Sie sollte zu einem gewissen Grad 
autonom Entscheidungen treffen 
und den Geschäftsbetrieb führen 
können.

Investment Deduction –  
Investitionsfreibetrag
In Belgien ansässige natürliche Per-
sonen und Körperschaften können 
bei Anschaffung oder Herstellung 
von begünstigten Wirtschaftsgü-
tern einen Investitionsfreibetrag 
von 14,5 Prozent der Investitions-
kosten geltend machen. Der Kreis 
der begünstigten Wirtschaftsgüter 
erstreckt sich im Wesentlichen auf 
Patente, umweltfreundliche Inves-
titionen in Forschung und Entwick-
lung, energiesparende Investitionen 
und Investitionen in Wertpapiere. 

Attraktiver Holdingstandort –  
„Gateway to Asia”
Belgien verfügt über ein dichtes 
Netz an Doppelbesteuerungsab-
kommen mit über 85 verschie-
denen Ländern, unter anderem 
auch mit Hong Kong. Das DBA 
mit Hong Kong macht Belgien als 
Schnittstelle zwischen Europa und 
Asien als Holdingstandort beson-
ders attraktiv. Es bietet nämlich 
die Möglichkeit, Dividenden ohne 
Quellensteuer nach oder von Hong 
Kong zu transferieren. Die von einer 
belgischen Holdinggesellschaft 
vereinnahmten Dividendeneinkünfte 
sind nach nationalem Recht zu 
95 Prozent von der Körperschaft-
steuer befreit. Unter Anwendung 

der NID kann man häufig im Ergeb-
nis einen effektiven Steuersatz von 
Null Prozent erreichen. Zusätzlich 
zu der günstigen Besteuerung von 
vereinnahmten Dividenden werden 
Gewinne aus der Veräußerung von 
Beteiligungen zum überwiegenden 
Teil in Belgien als steuerfrei behan-
delt.

Belgien besitzt wie Österreich keine 
expliziten Regelungen für „Control-
led Foreign Companies“ (CFC). Bei 
CFC-Regelungen handelt es sich 
um Bestimmungen zur Vermeidung 
der Steuerflucht, die im Wesent-
lichen die Hinzurechnung von nicht 
ausgeschütteten Gewinnen auslän-
discher Kapitalgesellschaften zum 
Einkommen inländischer Anteil-
seigner normieren. Des Weiteren 
bestehen in Belgien wie in Öster-
reich keine generellen steuerlichen 
Unterkapitalisierungsvorschriften 
(sogenannte „Thin Capitalization 
Rules“), welche generell den steu-
erlichen Abzug von Zinsen über 
einer gesetzlich festgelegten Debt-
Equity-Ratio nicht zulassen. Auf-
grund der NID wird aber ohnehin 
häufig eine hohe Eigenkapitalquote 
steuerlich günstiger sein.

Fiscal Ruling – Auskunft der  
Abgabenbehörden
Seit Anfang 2005 wurde in Belgien 
ein System zur Einholung von ver-
bindlichen Auskünften seitens der 
Finanzämter zu geplanten steu-
erlich relevanten Transaktionen 
institutionalisiert. Als Auskunfts-
organ wurde eine unabhängige 
Auskunftsbehörde mit qualifizierten 
Fachkräften eingerichtet. Bei Vor-
liegen eines außersteuerlichen 
Grundes für die geplante Trans-
aktion und bei Einbringung eines 
adäquaten Auskunftsersuchens ist 
die Erfolgsrate hoch. Erfahrungs-
gemäß dauert die Bearbeitung 
eines Auskunftsersuchens seitens 
der Behörde ungefähr drei Monate. 
Binnen 15 Tagen ab dem Datum der 

vollständigen Einreichung müssen 
die Steuerbehörden den Steuerzah-
ler über den Zeitrahmen in Kenntnis 
setzen. Im Falle einer positiven Ent-
scheidung sind die Abgabenbehör-
den für den Zeitraum von fünf Jah-
ren an diese Rechtsansicht gebun-
den. Weiters besteht die Möglich-
keit zur Abhaltung von informellen 
Treffen auf anonymer Basis. Diese 
„Vorabbescheide“ sind von beson-
derer Bedeutung zur Beurteilung 
der möglichen Nettorendite eines 
geplanten Investitionsprojektes. 
Außerdem schaffen sie Rechtssi-
cherheit für die Geschäftstätigkeit 
oder für spezifische Situationen, die 
der Steuerzahler in seinem Antrag 
schildert.

Ausländische Führungskräfte –  
Expatriates
Belgien kennt einen besonderen 
Steuerstatus für Ausländer, die 
nach Belgien versetzt werden, um 
für ein belgisches Unternehmen 
tätig zu sein, das einen internatio-
nalen Charakter aufweist oder das 
einer internationalen Gruppe ange-
hört. Dieser Steuerstatus gilt für 
ausländische Führungskräfte, die 
nach Belgien versetzt werden oder 
die direkt von außerhalb Belgiens 
eingestellt werden. 

Vorübergehend nach Belgien ent-
sandte ausländische Führungs-
kräfte gelten für den belgischen 
Fiskus als Steuerausländer. Das 
bedeutet, dass der Expatriate nur 
für jenen Teil seines Einkommens 
steuerpflichtig ist, der einen Bezug 
zur Tätigkeit in Belgien aufweist 
und für sonstiges Einkommen aus 
belgischen Quellen. Im Ergebnis 
wird der Expatriate als beschränkt 
steuerpflichtig behandelt. Damit 
sollen vor allem internationale Ent-
scheidungs- und Know-how-Träger 
ins Land gelockt werden.
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